Universitats- und Hansestadt Greifswald 08.05.2025

01.0.1 Kanzlei der Burgerschaft
108.05.2025 JD |

Uber: Dezernat | Herr Dr. Fassbinder
108.05.2025 Fassbinder |

Posteingang: Kanzlei der Burgerschaft
109.05.2025 JD |

an die Mitglieder
. des Ausschusses flr Soziales, Jugend, Sport, Inklusion, Integration, Gleichstellung und Wohnen
. des Ausschusses flr Bildung, Kultur, Universitat, internationale Beziehungen und Wissenschaft

Betreff: Datenschutzrechtliche Bewertung der Vorlage ,Mikrofonnutzung bei Redebeitragen von
Einwohnern“ (BV-P-6/08/0149)

IBeantwortung erfolgt: | offentlich [X] | nichtéffentlich [

In den Ausschiissen wurde Uber die datenschutzrechtliche Bewertung der Vorlage
»Mikrofonnutzung bei Redebeitragen von Einwohnern* (BV-P-6/08/0149) diskutiert. Daflir wurde
die Einschatzung des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit Mecklenburg-
Vorpommern eingeholt.

Der Landesbeauftragte betont, dass bei einer VideoUbertragung von Einwohnenden eine
Einwilligung vorliegen muss, die die Anforderungen von Art. 9 Abs. 2 lit. a DS-GVO erfullt. Dies hat
die Ursache, dass etwaige politische oder weltanschauliche Meinungen (Anregungen) zu den
besonders sensiblen Daten von Personen gehdren. Entgegen den Mandatstragenden aufiern die
Einwohnenden diese Ansichten nicht mandats- sondern sitzungsbezogen. Ein entsprechendes
Muster ist der BroschUre fur Vereine (S. 21-24) zu entnehmen. Diese Einwilligung muss im Vorab
individuell abgegeben und unterschrieben werden. Alternativ kann die Einwilligung durch die
Einwohnenden vor ihrem Redebeitrag vorgelesen werden.

Entsprechende Regelungen zu einer solchen Einwilligungserklarung mussten gemafs § 17 Abs. 3
der Kommunalverfassung M-V in der Hauptsatzung festgelegt werden. Hier sollte auch bedacht
werden, wie vorgegangen werden soll, wenn die Einwilligung nicht erteilt wird.

Die Speicherung des Redebeitrages Uber die gesamte Wahlperiode scheint zumindest fragwurdig,.
In der Rechtsaufsichtsbehérde wird momentan eine Rechtsverordnung vorbereitet, die genaue
Fristen fur die Speicherung von kommunalen Streams vorsieht. Es ist davon auszugehen, dass
die Beitrage von Einwohnenden deutlich kirzer gespeichert werden durften als die von
Mandatstragenden.
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Dieser Leitfaden umfasst zwei jeweils eigenstandige Teile:

,DS-GVO light”
- ein Praxisratgeber fiir die schnelle Orientierung mit haufig gestellten

Fragen, Checkliste und Mustern

,DS-GVO Vertiefung*®
- ausfihrliche Orientierungshilfe zu Einzelfragen

Der Text dieses Leitfadens basiert zu groBen Teilen auf der Orientierungshilfe
,Datenschutz im Verein nach der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO)“ und dem
~Praxisratgeber Datenschutz im Verein nach der DS-GVO* des Landesbeauftragten
fir Datenschutz und Informationsfreiheit Baden-Wirttemberg.

An dieser Stelle ein groBer Dank an die Kolleginnen und Kollegen aus Baden-
Wiirttemberg dafiir, dass wir ihr Material nutzen durften.
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Vorworte

Liebe Leserin, lieber Leser,

seit dem 25. Mai 2018 ist die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) in Deutsch-
land und in allen anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union geltendes Recht.
Gerade kleine Vereine sind sehr verunsichert, welche Neuerungen anstehen bzw. wel-
che neuen Anforderungen an sie gestellt werden. Noch schwieriger ist die Frage, wie
diese Anforderungen konkret umzusetzen sind. Informationen zur DS-GVO gibt es
zwar zwischenzeitlich zu Geniige, jedoch sind diese Informationen oft sehr theore-
tisch gehalten und somit fiir eine Umsetzung in die Praxis nicht immer hilfreich.

Wir hoffen sehr, dass dieser Leitfaden Ihnen dabei hilft, die eigentlich iberschauba-
ren Anforderungen zu erfiillen, damit Sie Ihre Kraft wieder auf das verwenden kon-
nen, was Sie wirklich antreibt - Ihr Engagement im Verein.

Der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit Mecklenburg-Vor-
pommern und die Stiftung fiir Ehrenamt und biirgerschaftliches Engagement in Meck-
lenburg-Vorpommern werden den Vereinen auch in Zukunft unterstiitzend zur Seite
stehen.

Heinz Miiller Hannelore Kohl
Landesbeauftragter fiir Datenschutz ~ Vorsitzende des Vorstands
und Informationsfreiheit Stiftung fiir Ehrenamt und biirgerschaftliches

Mecklenburg-Vorpommern Engagement in Mecklenburg-Vorpommern



Datenschutz - kein Thema? sollte es aber ...

Die Digitalisierung lasst keinen Lebensbereich mehr aus. Vom sanften Weckruf der
Smart Watch mit Schlaftracking-Funktion, tber den ersten Nachrichtencheck des
Tages am Smart Phone, der navigationsgestiitzten Autofahrt zur Arbeit, der Organisa-
tion des Vereinstreffens tiber den Messenger Dienst bis zum Livebild aus dem Kihl-
schrank zur Erinnerung an den Einkauf auf dem Heimweg - unser Alltag ist digital
durchgestaltet. Google, Facebook, Twitter, Instagram und Co laden ein, den eigenen
Status quo non Stopp in die Welt hinaus zu senden. Mit jedem Klick, jedem gesende-
ten Foto, jedem Kommentar hinterlassen wir digitale Fingerabdriicke, die vermeint-
lich Aussagen dariiber zulassen, was wir wollen und wer wir sind. Unternehmen und
Institutionen benutzen diese Daten, um Profile Giber uns zu erstellen und Nachrichten
und Werbung darauf abzustimmen.

Wir missen lernen sensibler und bewusster mit unseren und den Daten anderer
umzugehen. Das Datenschutzrecht reglementiert uns dabei nicht nur, es starkt uns
auch den Riicken. Es gibt uns als Einzelnem die
Moglichkeit, auf diese Prozesse Einfluss zu neh-
men und selbst zu bestimmen, was mit unseren
Daten geschieht.

Fir Institutionen und Organisationen, die mit
personenbezogenen Daten anderer umgehen, gel-
ten mit der seit dem 25. Mai 2018 in Kraft getrete-
nen EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)
nun strengere Regeln. Sie gilt nicht nur fiir Unter-
nehmen und Behdrden, sondern auch fiir gemein-
niitzige Organisationen wie Vereine. Doch was
genau missen Vereine denn jetzt beachten in
Sachen Datenschutz?

Dieser Leitfaden fiihrt Sie Schritt fiir Schritt durch die wesentlichen Aufgaben.
Teil I — der Praxisratgeber beantwortet kurz zusammengefasst haufig gestellte Fra-
gen und gibt Thnen Mustervorlagen an die Hand.

In Teil II - der Orientierungshilfe zur Vertiefung werden die gesetzlichen Regelun-
gen ausfihrlicher erlautert.



Teil I

,DS-GVO Light* - Ein Praxisratgeber fiir die

schnelle Orientierung




1.1 Basics

Gilt die DS-GVO iiberhaupt fiir unseren kleinen Verein?
Ja, die DS-GVO gilt fiir alle Vereine.

Wer muss das alles umsetzen, was in der DS-GVO steht?
Nach der DS-GVO muss das der Verantwortliche tun. Der Verantwortliche muss nach
der DS-GVO allerdings nicht unbedingt eine natiirliche Person sein. Verantwortlich ist
der Verein, die DS-GVO umsetzen, muss aber der Vorstand.

Was sind personenbezogene Daten?

Kurz gesagt, alle Informationen oder Merkmale, die man selbst oder auch Dritte ein-
deutig einer natiirlichen Person zuordnen kénnen. Die Person miissen Sie dabei nicht
unbedingt namentlich kennen. Zu den personenbezogenen Daten gehéren u.a. auch
Adress- und Kontoverbindungsdaten, Fotos oder IP-Adressen.

Gibt es besonders sensible Daten?

Ja. Nicht alle Daten sind gleich schutzbediirftig. Personenbezogene Daten von Kin-
dern sind z.B. schutzbedirftiger als E-Mailadressen von Erwachsenen, deren Konto-
daten missen besser geschiitzt werden als deren Handynummern. Das muss grund-
satzlich beachtet werden.

Aulerdem gibt es besondere Kategorien (,,sensibler) personenbezogener Daten (Art.
9 DS-GVO), inshesondere Gesundheitsdaten, aber auch Daten zum Migrationshinter-
grund, zu politischen, religivsen und weltanschaulichen Uberzeugungen, zur Gewerk-
schaftszugehdorigkeit, zur sexuellen Orientierung sowie genetische und biometrische
Daten. Fiir die Verarbeitung dieser Daten sind spezielle Vorschriften zu beachten.

Wann darf ein Verein iiberhaupt personenbezogene Daten verarbeiten?
Personenbezogene Daten diirfen nur verarbeitet werden, wenn eine Rechtsgrundlage
dies erlaubt.

Viele Vereine sind daher der Ansicht, dass sie von jedem Mitglied fiir die Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten der Mitglieder zwingend eine Einwilligungser-
klarung bendtigen und dass ohne eine Einwilligung eine Datenverarbeitung unzulds-
sig ist. Dies trifft jedoch nicht zu. Die Einwilligung ist namlich nur eine von mehreren
Rechtsgrundlagen.

Andere Rechtsgrundlagen sind zum Beispiel:
die Erfullung eines Vertrages (Art. 6 Abs. 1 lit. b DS-GVO) oder



die ,berechtigten Interessen” des Vereins, die allerdings gegen die Interessen
derer abgewogen werden miissen, deren Daten verarbeitet werden sollen (Art. 6
Abs. 1 lit. f DS-GVO).

Ein Verein darf daher — auch ohne Einwilligung personenbezogene Daten verarbeiten,
wenn diese die fiir die Anbahnung, Begriindung und Durchfiihrung des zwischen
Mitglied und Verein durch den Beitritt zustande kommenden Vertrages erforder-
lich sind oder
wenn der Verein an der Datenverarbeitung ein berechtigtes Interesse hat und
die Interessen der anderen Seite nicht iberwiegen

Wann diese Rechtsgrundlagen greifen, kdnnen Sie ausfiihrlicher im Teil II Kapitel 5

nachlesen.

Eine Einwilligung muss und sollte deshalb grundsatzlich nur dann eingeholt werden,

wenn keine der genannten anderen Rechtsgrundlagen zur Verfiigung steht.

WICHTIGE AUSNAHME:

Dies gilt nicht fiir besonders sensible Daten, wie zum Beispiel Gesundheitsdaten oder
die Religionszugehorigkeit. Fiir die Verarbeitung dieser Daten muss in der Regel eine
Einwilligung eingeholt werden (Art. 9 Abs. 2 lit. a DS-GVO).

Diirfen nur Vorstandsmitglieder Zugriff auf personenbezogene Daten haben?
Nein. Der Verein hat flir bestimmte Verarbeitungen Zwecke festgelegt. Er darf mit den
personenbezogenen Daten so arbeiten, dass er diese Zwecke erreichen kann. Soweit
es in diesem Rahmen erforderlich ist, diirfen auch andere Personen Zugriff auf die
Daten haben.

1.2 Einwilligung

Welche Form muss eine Einwilligung haben (wenn keine andere Rechtsgrund-
lage greift)?

Der Verein muss fiir den Fall, dass die Verarbeitung auf einer Einwilligung beruht,
nachweisen kénnen, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten eingewilligt hat (Art. 7 Abs. 1 DS-GV0). Aus diesem Grund ist es rat-
sam, Einwilligungen zum Zwecke des Nachweises schriftlich (d. h. mit eigenhdndiger
Unterschrift der betroffenen Person) einzuholen.

Muss der Verein nach dem 25. Mai 2018 von allen Mitgliedern, die bereits eine
Einwilligung abgegeben haben, eine neue Einwilligung einholen?

Nein. Liegt seitens der bestehenden Mitglieder bereits eine korrekte (informierte und
freiwillige) Einwilligung mit Hinweis auf das Widerrufsrecht vor, so gilt diese weiter
und muss nicht erneut eingeholt werden.



Wenn jedoch die vorliegende ,alte” Einwilligung seinerzeit nicht korrekt (also nicht
informiert und freiwillig) eingeholt worden war, ist eine neue Einwilligung notwendig.
AuBerdem ist eine neue Einwilligung notwendig, sobald weitere personenbezogene
Daten erhoben oder sonst verarbeitet werden sollen (z.B. Adressanderungen, etc.).

Reicht ein allgemeiner Beschluss der Mitgliederversammlung zum Umgang mit
personlichen Daten der Mitglieder als Einwilligung?

Nein. Der Beschluss ist keine Einwilligung. (Er kann jedoch in Ergdnzung zu den ande-
ren genannten Rechtsgrundlagen bedeutsam sein, also beispielsweise berechtigte
Interessen des Vereins oder Vereinszwecke konkretisieren).

1.3 Informationspflichten - (k)ein Blatt fiir alle Falle

Jeder Verein hat aus Griinden der Transparenz umfassend dariiber zu informieren,
wer, wie und warum personenbezogene Daten der Mitglieder im Verein verarbeitet.
Es empfiehlt sich hier, Infoblatter zu erstellen.

Entsprechende Muster zur Erfiillung der Informationspflichten nach Art.
13 DS-GVO finden Sie in Teil I / Kapitel 3. Muster.

Dabei lassen sich aber nicht alle Verarbeitungen tiber einen Kamm scheren. Veroffent-
licht der Verein z.B. Fotos einer Veranstaltung mit Besuchern auf seiner Homepage,
muss er die betroffenen Personen anders informieren, als wenn er nur die Namen von
Mitgliedern verwaltet, um den Mitgliedsbeitrag einzuziehen.

Wann muss der Verein seinen Informationspflichten nachkommen?
Zum Zeitpunkt der Erhebung (z.B. im Mitgliedsantrag) missen samtliche Informatio-
nen nach dem Katalog in Art. 13 DS-GVO mitgeteilt werden.

Infobladtter - Was muss rein?
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten, falls es einen gibt
Warum der Verein die Daten verarbeitet (Zweck) und nach welcher Rechtsgrund-
lage er das darf (z.B. fiir die Offentlichkeitsarbeit aufgrund berechtigter Interes-
sen gem. Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO, zur Erfiillung des Mitgliedvertrags aufgrund
von Vertragserfillung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. b DS-GVO)
Falls es eine Pflicht gibt, dass dem Verein personenbezogene Daten durch das
Mitglied bereitgestellt werden (z.B. im Vertrag oder weil ein Gesetz das vor-
schreibt), muss tiber diese Pflicht informiert werden und dariiber, was passiert,



wenn die betroffene Person die Daten nicht zur Verfiigung stellen will

Falls die Verarbeitung auf berechtigten Interessen (Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO)
beruht, miissen diese konkret benannt werden (z.B. Offentlichkeitsarbeit)
Empfanger oder Kategorien von Empfangern, das sind alle, denen personenbezo-
gene Daten offengelegt werden (z.B. externe Dienstleister, die Computer warten
oder Dachverbinde)

Falls der Verein beabsichtigt, personenbezogene Daten an Empfanger auBerhalb der
europdischen Union zu Gibermitteln, muss er gesondert priifen, ob das zuldssig ist
(Art. 44 ff. DS-GVO) und genau (ber diese zusatzlichen Voraussetzungen informieren
Speicherdauer der personenbezogenen Daten

Belehrung tiber die jeweils einschléagigen Betroffenenrechte (immer: Auskunft,
Berichtigung, Léschung, Einschrankung der Verarbeitung; Widerspruchsrecht
gegen Verarbeitung nur bei berechtigten Interessen)

Hinweis auf jederzeitiges Widerrufsrecht nur bei der Einwilligung

Hinweis auf Beschwerderecht bei der zustandigen Datenschutz-Aufsichtsbehérde
mit Nennung der Kontaktdaten (in M-V: der Landesbeauftragte fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit, LennestralBe 1, 19053 Schwerin)

Wenn der Verein Profile tiber die Mitglieder anlegt, also bestimmte Merkmale
digital sammelt, um allein aufgrund dieser Merkmale bestimmte Bewertungen
vorzunehmen, misste auch dariber informiert werden (Art. 4 Nr. 4 DS-GVO)

Ist es ausreichend, wenn der Verein die Datenschutzhinweise auf seine Web-
seite stellt und das Mitglied etwa bei Abschluss eines Mitgliedvertrages einfach
darauf verweist?

Nein. Grundsatzlich sollte man der betroffenen Person die Information so anbieten,
wie man gerade mit ihr kommuniziert. Wird das Beitrittsformular von Hand ausge-
fillt, sollten dem Mitglied die Informationen nach Art. 13 DS-GVO auch in Papierform
ausgehdndigt werden.

Nimmt man Daten am Telefon auf, sollte man die Information zumindest miindlich
anbieten. Spatestens fiir diese Konstellation ist es sinnvoll, wenn erganzend auf ein
Infoblatt auf der Homepage verwiesen werden kann und die betroffene Person die
Gelegenheit erhalt, sich dort zu informieren, bevor sie die Daten tibermittelt. Zudem
konnen so auch die Bestandsmitglieder des Vereins Kenntnis hiervon erlangen.

Auf der Homepage muss es zusatzlich immer ein Infoblatt fiir den rein informatori-
schen Besuch der Homepage geben, soweit dabei IP-Adressen gespeichert werden.
Das ist in der Regel der Fall.

Ein Beispiel eines Informationsblatts fiir den rein informatorischen
Besuch einer Vereins-Homepage finden Sie in Teil I / Kapitel 3. Muster.

Miissen die Informationspflichten des Art. 13 DS-GVO fiir bereits nach dem Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG) erfolgte Datenerhebungen nachgeholt werden?
Nein. Bei bereits erfolgten Datenerhebungen nach dem BDSG sind die Informations-



pflichten des Art. 13 DS-GVO nicht zu erfiillen bzw. nachzuholen. Sobald der Verein
allerdings nach dem 25. Mai 2018 neue Daten von dem Bestandsmitglied erhebt (z.B.
eine Telefonnummer berichtigt) sind die Informationspflichten zu erfiillen. Allerdings
empfiehlt es sich, auch Bestandsmitgliedern bei der ndachsten passenden Gelegenheit
ein Informationshlatt zur Kenntnis zu geben.

1.4 Benennung eines Datenschutzbeauftragten

Wann muss der Verein einen Datenschutzbeauftragten (DSB) benennen?
Der Verein hat einen Datenschutzbeauftragen zu benennen, wenn
a) mindestens 10 Personen standig mit der automatisierten Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten beschaftigt sind (§ 38 BDSG-neu) oder
b) der Verein Verarbeitungen vornimmt, die einer Datenschutzfolgeabschatzung
gemaR Art. 35 DS-GVO unterliegen (§ 38 BDSG-neu, Art. 35 DS-GV0), (z.B.
umfangreiche Verarbeitung von Gesundheitsdaten, sowie bei umfangreicher
Verarbeitung von personenbezogenen Daten lber strafrechtliche Verurteilun-
gen und Straftaten und bei umfangreicher Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten per Videoiliberwachung z.B. in Stadien) oder
c) die Kerntatigkeit des Verantwortlichen eine umfangreiche regelmaBige und
systematische Uberwachung von betroffenen Personen erforderlich machen
(Art. 37 DS-GVO) - siehe Teil II / Kapitel 10.

Was bedeutet ,,standig®, wer zdhlt zu diesen 10 Personen?

Nach dem Gesetzeswortlaut zdhlen nur solche Personen mit, die regelmalig mit der
automatisierten Verarbeitung personenbezogene Daten ,beschaftigt® sind. Das sind
nur Personen, bei denen der Schwerpunkt der Tatigkeit im Verein tiberwiegend darin
besteht, personenbezogene Daten zu verarbeiten.

Im Verein kénnen daher auch mehr als 10 Personen regelmalig Zugriff auf die Daten-
bestande der Vereinsmitglieder haben (beispielsweise zur Organisation von wochent-
lichen Proben, Trainingseinheiten, Spielen oder Veranstaltungen), ohne dass deshalb
ein Datenschutzbeauftragter bestellt werden misste, da hier zwar eine wiederkeh-
rende und haufige, aber keine standige Datenverarbeitung vorliegt. Nicht mitzuzah-
len sind also z. B. die Empfanger einer digitalen Teilnehmerliste (etwa Trainer). Zwar
speichert auch ein Trainer die Liste ab, jedoch besteht der Schwerpunkt seiner Tatig-
keit nicht in der Datenverarbeitung, sondern im Training.

Irrelevant ist hingegen, ob die Person beim Verein beschaftigt oder ehrenamtlich
tatig ist. Auch ehrenamtlich Tatige sind gemeint.

Und wann muss der Verein eine Datenschutz-Folgenabschdtzung machen und
deshalb einen Datenschutzbeauftragten benennen?



Entweder weil die Verarbeitung besondere Risiken hirgt, etwa weil neue Technolo-
gien zum Einsatz kommen. Besonders risikoreich kann eine Verarbeitung auch sein,
wenn sensible Daten auBerhalb der EU verarbeitet werden sollen, also zum Beispiel
auf Servern auBerhalb der EU gespeichert werden sollen.

Oder aber, wenn umfangreich besondere Kategorien personenbezogener Daten ver-
arbeitet werden. Was umfangreich ist, ist nicht eindeutig definiert. Aber die Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der Lander haben sich darauf verstandigt, dass
beispielsweise ein Arzt mit weniger als 9 Mitarbeitern, die Daten verarbeiten (also
insgesamt weniger als 10), in der Regel noch nicht umfangreich Gesundheitsdaten
verarbeitet. Bei einem Verein werden wir hier keine strengeren MafRstdbe ansetzen.
Bei weniger als 10 Personen, die besondere Kategorien personenbezogener Daten
verarbeiten, liegt also noch keine umfangreiche Verarbeitung vor.

Wann macht die Kerntatigkeit des Verantwortlichen eine umfangreiche regelma-
Bige und systematische liberwachung von betroffenen Personen erforderlich?
Gemeint sind hier eher Unternehmen, die z.B. mit GPS-Trackern, Biometriesystemen
oder weitraumigen Videoiliberwachungssystemen arbeiten. Bei ,klassischen” Verei-
nen erfolgt demgegeniiber eine Verarbeitung personenbezogener Daten ohnehin sehr
haufig lediglich als notwendig anfallende Nebentatigkeit (Mitgliederverwaltung, Ver-
arbeitung von Daten von Beschaftigten etc.). Vereine, deren Kerntatigkeit in Verar-
beitungsprozessen liegt, die noch dazu eine umfangreiche regelmalige und systema-
tische Uberwachung der betroffenen Person erforderlich machen, sind sehr selten.
Allein das Aufhdngen einer Videokamera gehdrt ebenso wenig dazu wie die Doku-
mentation von Trainingsfortschritten.

Muss der Verein den Datenschutzbeauftragten offentlich machen?

Der Verein hat die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten zu verdéffentlichen.
Hierbeiist es ausreichend, wenn die E-Mail-Adresse des Datenschutzbeauftragten auf
der Vereinshomepage frei zuganglich genannt wird. Der Datenschutzbeauftragte ist
zudem bei der zustdndigen Aufsichtsbehérde zu melden. Eine Meldung ist beim Lan-
desbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit Mecklenburg-Vor-
pommern ist (iber folgendes Online-Formular méglich:

Vorlage fiir die Mitteilung von Datenschutzbeauftragten: www.daten-
schutz-mv.de/kontakt/Mitteilung-von-Datenschutzbeauftragten/

Was muss der Datenschutzbeauftragte konnen?

Er muss fachlich versiert sein. Entscheidend ist aber nicht, wie die Leute ihre Sach-
kunde bekommen haben, sondern dass sie sie besitzen. So gehen wir bei Anwalten
davon aus, dass sie sachkundig sind. Oder dass die Person eine Aushildung - eine drei-
bis fiinftagige Schulung - hinter sich hat und sich weiter im Datenschutz forthildet.



Haftet der (ehrenamtliche) Datenschutzbeauftragte personlich fiir Datenschutz-
verstoBRe des Vereins?

Nein, fiir den Verein (nach auBen) haftet der Vorstand. Nur im sogenannten Innen-
verhaltnis - also vereinsintern — kann es ggf. zu Anspriichen des Vereins gegen den
Datenschutzbeauftragten kommen.

1.5 Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

Braucht mein Verein ein Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten?
Ja, dain jedem Verein die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht nur gelegent-
lich, sondern regelmaRig stattfindend erfolgt (z.B. Aktualisierung der Mitgliederliste,
Versand von Nachrichten an Mitglieder, Einzug von Mitgliedsbeitragen, Anmeldung zu
Wettkdampfen etc.), ist auch bei Vereinen mit z.B. 3 Mitarbeitern ein Verzeichnis von
Verarbeitungstatigkeiten zu fiihren.

zu diesem Thema finden Sie in Teil II / Kapitel 10.3.

Was muss ins Verarbeitungsverzeichnis?

Eine Vorlage fiir die Erstellung eines Verarbeitungsverzeichnisses finden Sie in Teil I
/ Kapitel 3. Muster. Auf der Homepage des Landesbeauftragten fiir Datenschutz und
Informationsfreiheit M-V finden Sie dazu eine digitale Vorlage.

Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten Verantwortlicher und Ausfill-
hinweise zu finden unter www.datenschutz-mv.de/datenschutz/DS-GVO/Hilfsmit-
tel-zur-Umsetzung/

Beim Ausfiillen ist darauf zu achten, dass pro Verarbeitungstatigkeit die Blatter hinter
dem Deckblatt jeweils gesondert auszufiillen sind. Hinter die erste Seite als Deckblatt
kommen dann also nummeriert die Angaben zu den einzelnen Verarbeitungsvorgan-
gen. Klassische Verarbeitungstatigkeiten im Verein sind zum Beispiel Mitgliederdaten-
verwaltung, Offentlichkeitsarbeit, Sponsoring und Lohnabrechnung. Keine Verarbei-
tungsvorgange in diesem Sinn sind eingesetzte Produkte oder Software.

1.6 Kommunikation — nach Innen und Au3en

Benotigt unsere Vereinswebsite ein Sicherheitszertifikat zur Verschliisselung?
Ja. Das ist Stand der Technik.



Welche personlichen Daten (z.B. Name, Alter, Wettkampfergebnisse) der Mit-
glieder darf der Verein auf der Vereins-Website veroffentlichen?

Das hangt davon ab, welche Rechtsgrundlage vorliegt. Bei berechtigten Interessen
(Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO) muss sehr genau abgewogen werden, was wirklich wichtig
fir die Offentlichkeitsarbeit ist oder ob hier nicht das Interesse des Mitglieds iiber-
wiegt, dass bestimmte Informationen zu seiner Person nicht &ffentlich werden.
Besondere Kategorien personenbezogener Daten, also zum Beispiel Bilder, die auf
eine Erkrankung schlieBen lassen, sollten grundsatzlich nicht auf die Homepage.
Etwas anderes gilt, wenn entsprechende Einwilligungen vorliegen. Dann diirfen genau
die Informationen auf die Hompage, hinsichtlich derer das Mitglied eingewilligt hat,
dass die Informationen veroffentlicht werden. Dazu konnen dann auch Gesundheits-
daten zdhlen, wenn das Mitglied ausdriicklich auch darin eingewilligt hat (z.B.: bei
Fotos vom Reha-Sport).

Diirfen Vereine iiber Social Media Kandle Bilder oder Videos vom Vereinsge-
schehen ohne weiteres veroffentlichen?
Nein, bei Social Media-Kandlen gilt das Gleiche wie fiir die Vereins-Homepage.

Brauchen wir von allen abgebildeten Personen nachtraglich Einverstandniser-
klarungen fiir verdffentlichte Bilder?
Auch hier kommt es darauf an. Geben die Bilder keine besonderen Kategorien per-
sonenbezogener Daten preis, kdnnte der Verein ein berechtigtes Interesse an der
Offentlichkeitsarbeit haben, wenn nicht liberwiegende Interessen der betroffenen
Person entgegen stehen. Stiitzt man die Verarbeitung auf berechtigte Interessen,
sollte man aber auf der Homepage darauf hinweisen, dass die Personen auf den Fotos
ein Recht haben, der Veroffentlichung zu widersprechen.
Liegen bereits Einwilligungen zu Fotos und deren Veroffentlichung vor und wurden
diese korrekt, also freiwillig und informiert erteilt, miissen diese Einwilligungen nicht
erneuert werden.
Grundsatzlich regen wir an, sparsam mit Fotos umzugehen, die Mitglieder eindeutig
erkennbar zeigen. Ein Siegerportrait ist natiirlich ok, aber bei Fotos von Kindern im
Training empfehlen wir solche Aufnahmen fiir die Homepage auszuwahlen, bei denen
Gesichter nicht unbedingt erkennbar sind, oder im Zweifel eine Einwilligung einzu-
holen.

Ndhere Hinweise zur Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten bei Fotografien finden Sie unter: www.datenschutz-mv.de/datenschutz/
DS-GVO/Hilfsmittel-zur-Umsetzung/?topiclist.expand=none

Darf der Verein Vereinsinformationen iiber E-Mail an die Mitglieder versenden?
Ja.



Diirfen die Mitglieder untereinander iiber einen Messenger-Dienst kommunizieren?

Der Verein hat regelmdlRig keine Kontrolle darliber, wie Mitglieder untereinander
kommunizieren. Dafiir ist der Verein auch nicht verantwortlich. Will der Verein aber
selbst einen Messenger nutzen oder vorschlagen, sollte er darauf achten, einen Mes-
senger-Dienst auszuwahlen, der ein moglichst hohes Datenschutzniveau gewahrt.
Denn dann ist der Verein fiir den Einsatz des Messenger-Dienstes verantwortlich.
Unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten raten wir insofern von der Nutzung
von WhatsApp ab.

1.7 Auftragsverarbeitung

Wann muss der Verein einen Auftragsverarbeitungsvertrag abschlieBen?
Wenn Dienstleister Aufgaben fiir den Verantwortlichen erfiillen (z.B. Adressverwal-
tung, externe Lohnabrechnung, Wartung IT) und in diesem Zusammenhang mit per-
sonenbezogenen Daten umgehen bzw. Einblick in diese haben, so spricht man von
einer Auftragsverarbeitung. Eine solche ist auch dann gegeben, wenn ein Verein seine
Mitgliederdaten nicht auf einer eigenen EDV-Anlage speichert, sondern hierfiir einen
Datenbankserver nutzt, den ein Dienstleistungsunternehmen zu diesem Zweck zur
Verfligung stellt.
Der Verein darf nur Auftragsverarbeiter einsetzen, die eine hinreichende Garantie fiir
eine datenschutzkonforme Datenverarbeitung gewdahrleistet ist.

zu diesem Thema finden Sie im Kurzpapier Nr. 13 der
Datenschutzkonferenz unter www.datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/DS-GVO/
Kurzpapiere/Kurzpapier_Nr_13.pdf

Ein Muster fiir einen Auftragsverarbeitungsvertrag finden Sie hier: www.
datenschutz-mv.de/datenschutz/DS-GVO/Hilfsmittel-zur-Umsetzung/

1.8 Datensicherung

Welche Mindestanforderungen miissen Vereine beachten?
Die DS-GVO fordert von dem Verantwortlichen (hier dem Verein), geeignete techni-
sche und organisatorische Mallnahmen zu treffen (und nachzuweisen), um sicherzu-
stellen, dass die Verarbeitung gemal der DS-GVO erfolgt (Art. 24 Abs. 1 DS-GVO). Das
betrifft insbesondere die in Art. 32 Abs. 1 DS-GVO genannten erforderlichen MafRnah-
men zur Gewdahrleistung der Sicherheit der Verarbeitung.

Bitte beachten Sie hierzu auch unsere ausfihrlichen
Informationen im Teil II / Kapitel 10



Ein Verein sollte mit Mitgliederdaten nur das tun, was er verantworten kann. Verant-
worten kann der Verein nur Datenverarbeitungen, die bestimmte Datenschutzgrund-
sdtze erfiillen, zum Beispiel Vertraulichkeit. Hierzu zahlt zum Beispiel die Verpflich-
tung auf die Datenschutzgrundsatze.

Eine Verpflichtungserklarung finden Sie hier: www.datenschutz-mv.de/
static/DS/Dateien/DS-GVO/Kurzpapiere/Kurzpapier_Nr_19.pdf

Diese sollte von allen Personen im Verein unterschrieben werden, deren Aufgaben
es erforderlich machen, personenbezogene Daten von anderen Mitgliedern zu verar-
beiten.



1 Datenschutz zur Chefsache
machen

2 Bestandsaufnahme Datenverar-
beitung

3 Datenschutzbeauftragten bestel-
len (sofern gesetzlich notwendig)
und bei der Aufsichtsbehdrde mel-
den

4 Zustandigkeiten flir anstehende
Aufgaben verteilen

5 Verarbeitungsverzeichnis erstellen

6 Datenschutzerklarung auf Web-
site Uiberprifen, ggf. anpassen und
(wenn notwendig) Kontaktdaten des
Datenschutzbeauftragten angeben

7 Rechtsgrundlage zur Datenerhe-
bung tiberpriifen - RechtmaBigkeit

8 Einwilligungserklarungen tber-
priifen und ggf. anpassen

Vorstand ist verantwortlich fir die
Umsetzung

Wer verarbeitet personenbezogene
Daten zu welchen Zwecken und in
welchen Verfahren?

Meldung bei der Aufsichtsbehérde
unter www.datenschutz-mv.de/kon-
takt/Mitteilung-von-Datenschutzbe-

auftragten/

to-do-Liste: Wer macht was bis
wann?

www.datenschutz-mv.de/daten-
schutz/DS-GVO/Hilfsmittel-zur-Um-
setzung/

Ausfiillhinweise dazu finden sie
ebenfalls dort

Muster einer Einwilligungserklarung
fir die Veroffentlichung von Mitglie-
derdaten im Internet

in Teil I / Kapitel 3. Muster

Hinweise dazu in Teil II / Kapitel 4.
Rechtsgrundlagen

Muster von Einwilligungserklarun-
genin Teil I / Kapitel 3. Muster



9 Datenschutzvereinbarung mit
externen Auftragsverarbeitern prii-
fen oder neu schliel3en

10 Prozess bei Datenpannen und
der Geltendmachung von Betroffe-
nenrechten festlegen

11 Technische und organisatori-
sche MalRnahmen zur Datensiche-
rung treffen

Verzeichnis zur Datenverarbeitung
jahrlich auf Aktualitat und Anpas-
sungsbedarf prifen

Vorstand, Mitarbeiter*innen im Ver-

ein regelmalig zur Einhaltung des
Datenschutzes informieren/schulen

www.datenschutz-mv.de/daten-
schutz/DS-GVO/Hilfsmittel-zur-Um-

setzung/

Meldung an Aufsichtshehdrde unter:
www.datenschutz-mv.de/kontakt/
meldung-einer-datenpanne/

Hinweise dazu in Teil II / Kapitel 10

www.datenschutz-mv.de/static/DS/
Dateien/DS-GVO/Kurzpapiere/Kurz-
papier_Nr_19.pdf




Muster einer Einwilligungserklarung
fiir die Veroffentlichung von Mitgliederdaten im Internet

Einwilligungen miissen informiert und freiwillig sein. Sie kénnen also nicht pauschal
sondern nur bezogen auf eine konkrete Verarbeitung erteilt werden. Daher sollte fiir
jede Einwilligungserklarung ein gesondertes Formular verwendet werden. Auf kei-
nen Fall soll die Einwilligungserklarung in die Datenschutzhinweise ,gepackt® wer-
den. Auf jedem Formular ist genau anzugeben, welche Daten zu welchem Zweck ver-
arbeitet werden.

Der Vereinsvorstand weist hiermit darauf hin, dass ausreichende technische MaR-

nahmen zur Gewahrleistung des Datenschutzes getroffen wurden. Dennoch kann

bei einer Verodffentlichung von personenbezogenen Mitgliederdaten im Internet ein

umfassender Datenschutz nicht garantiert werden. Daher nimmt das Vereinsmitglied

die Risiken fiir eine eventuelle Personlichkeitsrechtsverletzung zur Kenntnis und ist

sich bewusst, dass:

+ die personenbezogenen Daten auch in Staaten abrufbar sind, die keine der Bun-
desrepublik Deutschland vergleichbaren Datenschutzbestimmungen kennen,

- die Vertraulichkeit, die Integritat (Unverletzlichkeit), die Authentizitdt (Echtheit)
und die Verfligharkeit der personenbezogenen Daten nicht garantiert ist.

Das Vereinsmitglied trifft die Entscheidung zur Veroffentlichung seiner Daten im

Internet freiwillig und kann seine Einwilligung gegentiber dem Vereinsvorstand jeder-

zeit widerrufen.

ERKLARUNG
»Ich habe das Infoblatt ,Datenverarbeitung im Verein“ zur Kenntnis genommen.

(Angaben zum Datenblatt)

Ich bestatige das Vorstehende zur Kenntnis genommen zu haben und willige in Kennt-
nis dessen und des anliegenden Infoblattes ein, dass der Verein

(Name des Vereins)



folgende Daten zu meiner Person:

Allgemeine Daten Spezielle Daten von Funktionstréigern
Vorname Anschrift

Zuname Telefonnummer

Fotografien Faxnummer

Sonstige Daten E-Mail-Adresse

(z.B.: Leistungsergebnisse, Lizenzen,
Mannschaftsgruppe u.a.)

wie angegeben auf folgender Internetseite des Vereins

(Online-Dienst/Internet; Zugangsadresse)

veroffentlichen darf.”

Ort und Datum Unterschrift
(Bei Minderjdhrigen Unterschrift eines Erziehungsberechtigten)

Ich willige ausdriicklich auch darin ein, dass nachfolgende Gesundheitsdaten von
mir (bitte konkret angeben, z. Bps. Fotos, Erwahnung des Namens im Zusammenhang
mit einem Behindertensportverein etc...) zu oben genannten Zwecken und unter oben
genannten Voraussetzungen verarbeitet werden.

Ort und Datum Unterschrift
(Bei Minderjdhrigen Unterschrift eines Erziehungsberechtigten)



Muster einer Einwilligungserklarung fiir die
Verarbeitung von Gesundheitsdaten von Mitgliederdaten

Ich bin darauf hingewiesen worden, dass ausreichende technische Malinahmen zur
Gewadhrleistung des Datenschutzes getroffen wurden.
Das Infoblatt ,Datenschutz im Verein“ habe ich zur Kenntnis genommen.

Ort und Datum Unterschrift

(Bei Minderjdhrigen Unterschrift eines Erziehungsberechtigten)

Ich bin damit einverstanden, dass folgende Gesundheitsdaten

Bitte konkret angeben

Grad der Behinderung

Bestimmte Erkrankungen

Allergien

Lebensmittelunvertraglichkeiten

von dem Verein

zur Erfillung der satzungsgemdBen Vereinszwecke sowie den Zuwendungsgebern
zum Nachweis verarbeitet werden diirfen. Diese Einwilligung bezieht sich nicht auf
die Nutzung meiner Gesundheitsdaten zu Zwecken der Offentlichkeitsarbeit. Ich
weil, dass die Verarbeitung meiner Daten auf freiwilliger Basis auf Grundlage dieser
Einwilligung erfolgt. Mir ist bekannt, dass ich die Einwilligung ohne fiir mich nachtei-
lige Folgen verweigern bzw. jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen kann.

Meine Widerrufserklarung richte ich an:

Ort und Datum Unterschrift
(Bei Minderjihrigen Unterschrift eines Erziehungsberechtigten)



Muster fiir die Erfiillung der Informationspflicht
bei Erhebung von personenbezogenen Daten
gemal Art. 13 DS-GVO

1. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
Verantwortlicher im Sinne des Art. 13 Abs. 1 lit. a) DS-GVO ist
Name Verein:

Strale:

PLZ, Ort:

Tel.:

E-Mail:

Vorstand:

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten

Die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten miissen nur dann angegeben werden,
wenn ein solcher benannt ist. Ausreichend ist hierbei die Angabe eines Funktions-
postfachs.

Formulierungsbeispiel:

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter folgender E-Mail-Adresse:
Datenschutzbeauftragter@Musterverein.de

3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung
Bei einem Verein kdnnen je nach Ausrichtung ganz verschiedene Zwecke, fiir die per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden, anfallen. Jeder Zweck ist hierbei gesondert
aufzunehmen.
Auch ist flir jeden Zweck gesondert die Rechtsgrundlage der Verarbeitung anzugeben.
Jeder Verein sollte sich daher zunéchst einen Uberblick dariiber verschaffen, wel-
che Daten zu welchem Zweck verarbeitet werden und sodann priifen, auf welcher
Grundlage die Verarbeitung erfolgt. Als Rechtsgrundlagen kommen insbesondere in
Betracht:
+ Art. 6 Abs. lit. a DS-GVO: Einwilligung der betroffenen Person
Art. 6 Abs. lit. b DS-GVO: bei Datenverarbeitungen zur Erfiillung des Mitgliedsver-
trags / der Satzung
Art. 6 Abs. lit. f DS-GVO: bei Datenverarbeitungen zur Wahrung berechtigter Inte-
ressen des Vereins

(die im Folgenden genannten Zwecke sind nur beispielhaft und nicht abschlieRend):
Der Musterverein verarbeitet folgende personenbezogene Daten:
Zum Zwecke der Mitgliederverwaltung werden der Name, Vorname, Sporthereich/



Abteilung verarbeitet (ggf. sind weitere Daten, die im konkreten Fall verarbeitet
werden, zu nennen).

Die Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Abs. lit. b) DS-GVO.

Zum Zwecke der Beitragsverwaltung wird die Bankverbindung verarbeitet (ggf.
sind weitere Daten, die im konkreten Fall verarbeitet werden, zu nennen).

Die Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Abs. lit. b) DS-GVO.

Zum Zwecke der Lohnabrechnung werden von den Beschéftigten des Musterver-
eins der Name, der Vorname, die Adresse, ggf. die Religionszugehdorigkeit, Steu-
ernummer verarbeitet (ggf. sind weitere Daten, die im konkreten Fall verarbeitet
werden, zu nennen).

Die Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Abs. lit. b) DS-GVO.

Zum Zwecke der AuBendarstellung werden Fotos der Mitglieder/von Veranstaltun-
gen auf der Vereinswebseite www.Musterverein.de veroffentlicht.

Die Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Abs. lit a) DS-GVO.

Nur zum Zwecke der Eigenwerbung des Mustervereins wird Werbung an die
E-Mail-Adresse der Mitglieder versendet.

Die Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Abs. lit. f) DS-GVO.

4. Berechtigte Interessen des Vereins

Berechtigte Interessen eines Vereins spielen immer dann eine Rolle, wenn der Ver-
ein bestimmte Daten verarbeiten mdchte, diese Daten jedoch weder fiir die Erfillung
des Vereinszwecks (laut Mitgliedsvertrags/Satzung) benotigt werden, noch eine Ein-
willigung der Vereinsmitglieder in die entsprechende Datenverarbeitung vorliegt. Die
berechtigten Interessen konnen daher von Verein zu Verein ganz verschieden sein.

Der Musterverein tibermittelt ohne vertragliche oder sonstige Verpflichtung auf
freiwilliger Basis Mitgliederlisten an den Dachverband... (konkret benennen), um
(Grund fiir das Interesse der Dateniibermittlung nennen).

Der Musterverein hat ein berechtigtes Interesse daran, personenbezogene Daten
Dritter, die dem Verein bekannt sind (etwa von Personen, die regelméaBig Ein-
trittskarten fiir Spiele beziehen), zum Zwecke der Eigenwerbung zu verarbeiten.
Der Musterverein hat ein berechtigtes Interesse daran, bei dem Verkauf von Ein-
trittskarten fiir FuRballspiele Name, Vorname, Anschrift und Geburtsdatum von
unbekannten Personen zu erheben, um zu tberpriifen, ob gegen diese ein Stadi-
onverbot ausgesprochen worden ist oder ob sie als gewaltbereit anzusehen sind.

5. Empfanger der personenbezogenen Daten

Ubermittelt der Verein personenbezogene Daten seiner Mitglieder an Dritte, so hat
der Verein.......

hierliber zu informieren. Je nach Verarbeitungstatigkeit sind verschiedene Empfanger
denkbar. Es ist daher je nach Verarbeitungstatigkeit dariiber zu informieren, welche
personenbezogenen Daten jeweils an welche Empfanger tibermittelt werden.



Als Mitglied des Muster-Kreisverbandes... (Verband konkret benennen) ist der
Verein verpflichtet, seine Mitglieder an den Verband zu melden. Ubermittelt wer-
den dabei Name, Adresse,... (Daten bitte konkret nennen). Bei Mitgliedern mit
besonderen Aufgaben (z.B. Vorstandsmitglieder) wird zusétzlich die Bezeichnung
ihrer Funktion im Verein ibermittelt.

Im Rahmen der Cloud-Mitgliederverwaltung werden die personenbezogenen
Daten unserer Mitglieder bei... (Name des Cloud-Anbieters) gespeichert.

6. Drittlandstransfer

(Nur) falls der Verein die Absicht hat, personenbezogene Daten der Mitglieder an ein
Drittland

zu Ubermitteln (z.B. wenn im Rahmen der Cloud-Mitgliederverwaltung die Speiche-
rung in den USA erfolgt), so ist hierauf hinzuweisen.

7. Speicherdauer

Der Verein hat anzugeben, wie lange er welche Daten aufbewahrt. Grundsatzlich mis-
sen personenbezogene Daten geloscht werden, wenn sie fiir die Zwecke, fiir die sie
erhoben wurden, nicht mehr notwendig sind. Daher ist je nach Zweck der Erhebung
die Speicherdauer gesondert anzugeben.

Die fiir die Daten Mitgliederverwaltung notwendigen Daten (bitte konkret nen-
nen) werden 2 Jahre nach Beendigung der Vereinsmitgliedschaft geloscht.

Die fiir die Lohnabrechnung der im Verein beschaftigten Personen notwendigen
Daten (bitte konkret nennen) werden nach 10 Jahren geldscht (gesetzliche Aufbe-
wahrungsfrist).

Die fiir die die Beitragsverwaltung notwendigen Daten (bitte konkret nennen)
werden nach 10 Jahren geldscht.

Die IP-Adressen, die beim Besuch der Vereinswebseite gespeichert werden, wer-
den nach 30 Tagen geldscht.

Im Falle des Widerrufs der Einwilligung werden die Daten unverziiglich geldscht.

8. Betroffenenrechte

Dem Vereinsmitglied steht ein Recht auf Auskunft (Art. 15 DS-GVO) sowie ein Recht
auf Berichtigung (Art. 16 DS-GVO) oder Loschung (Art. 17 DS-GVO) oder auf Ein-
schrankung der Verarbeitung (Art. 18 DS-GVO) oder ein Recht auf Widerspruch gegen
die Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO) sowie ein Recht auf Dateniibertragbarkeit (Art. 20
DS-GVO) zu.

Das Vereinsmitglied hat das Recht, seine datenschutzrechtliche Einwilligungserkla-
rung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtma-
Rigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht
beriihrt.



Das Vereinsmitglied hat ferner ein Beschwerderecht beim Landesbeauftragten fiir
Datenschutz und Informationsfreiheit, LennestraRe 1, 19053 Schwerin

9. Pflicht zur Bereitstellung der Daten

Ublicherweise erfolgt im Verein die Bereitstellung der Daten fiir den Vertragsab-
schluss (Mitgliedsvertrag/Satzung). Sollte dariiber hinaus die Bereitstellung gesetz-
lich oder vertraglich vorgeschrieben sein, so ist hierauf - sowie zuséatzlich auf die
Folgen einer Nichtbereitstellung - hinzuweisen - z.B.: ein Angelschein fiir den Angel-
verein).

10. Automatisierte Entscheidungsfindung einschlieBlich Profiling

Ein Hinweis hierauf ist nur dann erforderlich, wenn eine automatisierte Entschei-
dungsfindung (einschlieRlich Profiling) gemaB Art. 22 Abs. 1 und Abs. 4 DS-GVO durch
den Verein erfolgt.

Art. 22 DS-GVO findet jedoch nur dann Anwendung, wenn die Entscheidung zum
Nachteil der betroffenen Person erfolgt und wenn sie durch eine automatisierte Ver-
arbeitung erfolgt ist

(z.B. Profiling, Ablehnung Online-Kreditantrag). Eine derartige automatisierte Ent-
scheidungsfindung ist bei Vereinen allerdings i.d.R. kaum denkbar, so dass ein Hin-
weis hierauf i.d.R. nicht erfolgen muss.



Einfaches Formulierungsbeispiel fiir kleine Vereine, die
Mitgliederdaten nicht in Drittstaaten iibermitteln

Liebes Vereinsmitglied,

der Schutz Deiner personenbezogenen Daten ist uns sehr wichtig. Damit Du weil3t,
wer was warum mit Deinen Daten bei uns im Verein macht und wie Du das kontrol-
lieren und ggf. dagegen vorgehen kannst, stellen wir Dir die nachfolgende Informa-
tion zur Verfiigung:

1. Verantwortlicher nach DS-GVO
(Name und Anschrift des Vereins)

2. Datenschutzbeauftragter
(Kontaktdaten - nur falls vorhanden)

3.  Rechtsgrundlage und Zweck der Verarbeitung

Deine Mitgliedschaft ist ein Vertrag. Zudem haben wir eine Satzung, in der die
Ziele unseres Vereins geregelt sind. Unsere Vereinsziele sind: (bitte aus der Sat-
zung abschreiben)

Damit wir als Verein diesen Vertrag erfiillen und die Vereinsziele erreichen
konnen, bendtigen wir von Dir personenbezogene Daten. Stellst Du uns diese
nicht zur Verfligung, kénnen wir Deine Mitgliedschaft nicht bearbeiten. Deshalb
erlaubt uns auch ein Gesetz, Deine Daten zu verarbeiten. Falls Du nachschla-
gen willst, findest Du dieses Gesetz hier: Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b Daten-
schutz-Grundverordnung.

4. Empfanger Deiner Daten
(hier bitte die Kategorien von Empfangern aus dem Verarbeitungsverzeichnis
tibernehmen und ggf. nachfolgende Angaben ergénzen)
Natiirlich sind unserer Dienstleister verpflichtet, vertraulich mit Deinen Daten
umzugehen. Alle Mitarbeiter im Verein sind zudem ausdriicklich auf wichtige
Datenschutzgrundsatze verpflichtet worden.

5. Wie lange bewahren wir Deine Daten auf?
Wir vernichten Deine Daten, wenn Deine Mitgliedschaft bei uns endet, es sei
denn, ein Gesetz schreibt uns vor, die Daten ldnger zu speichern. (ggf. hier bitte
die Speicherfristen aus dem Verarbeitungsverzeichnis ergénzen.)



Deine Rechte

Du kannst von uns Auskunft erhalten, ob und wenn ja welche Daten wir von Dir
wie verarbeiten. Du kannst beantragen, dass wir Deine Daten [6schen oder fal-
sche Daten berichtigen. Du kannst auch beantragen, dass wir die Verarbeitung
einschranken, also beispielsweise nur noch speichern, aber nicht mehr weiter-
geben. Zudem kannst Du verlangen, dass wir Dir die Daten, die Du uns bereitge-
stellt hast, in einem maschinenlesbaren Format zur Verfiigung stellen.

Zur Geltendmachung Deiner Rechte kannst Du Dich jederzeit vor Ort oder
unter den oben angegebenen Kontaktdaten an uns wenden. Wir werden Deinen
Anspruch dann priifen.

AuBerdem kannst Du Dich bei der fiir uns zustdndigen Datenschutzaufsichtshe-
horde beschweren, wenn Du glaubst, dass wir Deine Daten unrechtmafig ver-
arbeiten.

Die Anschrift der fiir uns zustandigen Aufsichtsbehorde lautet:

Der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit Mecklen-
burg-Vorpommern, Lennéstralle 1, 19053 Schwerin | www.datenschutz-mv.de

Dein Verein



Beispiel eines Informationsblatts fiir den
rein informatorischen Besuch einer Vereins-Homepage

Der Verein ..... verarbeitet bei Aufruf und Nutzung dieser Website personenbezogene
Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). Betroffene
Personen haben das Recht, nach Art. 13 DS-GVO informiert zu werden.

1. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen

Verantwortlicher im Sinne des Art. 4 Nr. 7 DS-GVO ist (Name des Vereins):
Postanschrift:

E-Mail:

Website:

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
Falls vorhanden, bitte hier die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten ergdnzen

3. Zwecke der Verarbeitung

Wir betreiben diese Website um Offentlichkeitsarbeit zu betreiben. Hieran haben wir
ein berechtigtes Interesse gem. Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO.

Die bei der blof informatorischen Nutzung unserer Website erhobenen Daten werden
technisch bendtigt, um unsere Website auf Threm Endgerdt anzuzeigen und um die
Systemsicherheit zu gewahrleisten.

4. Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden
Bei der informatorischen Nutzung unserer Website erheben wir nur die personenbe-
zogenen Daten, die Ihr Browser an den Server unserer Website ibermittelt:
IP-Adresse des anfragenden Rechners
Datum und Uhrzeit des Zugriffs
Name und URL der abgerufenen Datei
URL oder Provider von der / von dem aus die Datei angefordert wurde
Verwendeter Browser einschlielich Daten zu den verwendeten Einstellungen der
Oberflachendarstellung (SchriftgroBe, Schriftart, verwendete Farben etc.) sowie
das Betriebssystem Ihres Rechners
Zugriffsstatus des Web-Servers (Datei ibertragen, Datei nicht gefunden, Kom-
mando nicht ausgefiihrt, etc.)
Dariiber hinaus werden bei der informatorischen Nutzung unserer Website so genannte
transiente Cookies auf IThrem Rechner gespeichert. Cookies sind kleine Textdateien, die
auf Threm Endgerat dem von Ihnen verwendeten Browser zugeordnet gespeichert wer-
den und durch die uns bestimmte Informationen zuflielen. Cookies kénnen keine Pro-
gramme ausfiihren oder Viren auf Thren Computer tibertragen. Sie dienen dazu, unser
Internetangebot insgesamt benutzerfreundlicher und effektiver zu machen.



Transiente Cookies werden automatisiert geléscht, wenn Sie den Browser schliel3en.
Dazu zdhlen inshesondere die von uns ausschliel8lich verwendeten Session Cookies.
Diese Speichern eine so genannte Session-ID, mit welcher sich verschiedene Anfra-
gen Thres Browsers der gemeinsamen Sitzung zuordnen lassen. Dadurch kann Thr
Rechner innerhalb einer Sitzung wiedererkannt werden, wenn Sie auf unsere Web-
site zurlickkehren. Die Session-Cookies werden automatisch geléscht, wenn Sie den
Browser schliefRen.

Sie konnen Ihre Browser-Einstellung entsprechend Ihren Wiinschen konfigurieren
und die Annahme von Cookies ablehnen. Wir weisen Sie darauf hin, dass Sie dann
eventuell nicht alle Funktionen dieser Website nutzen kénnen.

5. Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung
Rechtsgrundlagen fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch uns ist Art. 6
Abs. 1 Buchst. f DS-GVO.

6. Empfanger oder Kategorien von Empfangern

Die bei der informatorischen Nutzung unserer Website erhobenen personenbezoge-
nen Daten werden durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verarbeitet.

Die technische Infrastruktur fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten stellt uns
(...) zur Verfiigung. Dabei greift diese auf technische Dienstleistungen von Unterauf-
tragnehmern zuriick.

7. Speicherdauer
Die bei der informatorischen Nutzung unserer Website erhobenen personenbezoge-
nen Daten werden nach einem Tag geldscht (bitte sicherstellen).

8. Rechte der betroffenen Person

Sie haben uns gegeniiber das Recht,

+ gemal Art. 15 DS-GVO Auskunft Giber Thre von uns verarbeiteten personenbezo-
genen Daten zu verlangen,

+ gemadl’ Art. 16 DS-GVO die Berichtigung Sie betreffender unrichtiger personenbe-
zogener Daten zu verlangen,
gemal Art. 17 DS-GVO die Loschung Threr bei uns gespeicherten personenbe-
zogenen Daten zu verlangen, insbesondere, wenn sie fiir die Zwecke, fiir die sie
erhoben wurden, nicht mehr notwendig sind und

-+ gemadl Art. 18 DS-GVO die Einschrankung der Verarbeitung Sie betreffender per-
sonenbezogener Daten zu verlangen, etwa wenn Sie die Richtigkeit Sie betreffen-
der personenbezogener Daten bestreiten und wir dies iberpriifen miissen.

Dariiber hinaus haben Sie gemaR Art. 21 DS-GVO uns gegeniiber das Recht, aus Griin-

den, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit Widerspruch gegen

die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten einzulegen.

Zudem konnen Sie sich bei der fiir uns zustandigen Aufsichtshehorde beschweren.



Die Anschrift der fiir uns zustandigen Aufsichtshehorde lautet:
Der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit Mecklenburg-Vor-
pommern, Lennéstralle 1, 19053 Schwerin | www.datenschutz-mv.de

9. E-Mail-Sicherheit

Wenn Sie uns eine E-Mail senden, so wird Thre E-Mail-Adresse nur fiir die Korrespon-
denz mit [hnen verwendet.

Wenn Sie eine E-Mail mit schutzwiirdigem Inhalt an uns senden wollen, so empfehlen
wir dringend, diese zu verschliisseln, um eine unbefugte Kenntnisnahme und Verfal-
schung auf dem Ubertragungsweg zu verhindern.

Ihr Verein



Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten Vorblatt
Verantwortlicher
gem. Artikel 30 Abs. 1 DS-GVO

Angaben zum Verantwortlichen

Name und Kontaktdaten natiirliche Person/juristische Person/Behdrde/Einrichtung etc.
Name

Stralde

Postleitzahl

Ort

Telefon

E-Mail-Adresse

Internet-Adresse

Angaben zum ggf. gemeinsam mit diesem Verantwortlichen
Name

Strale

Postleitzahl

Ort

Telefon

E-Mail-Adresse

Angaben zum Vertreter des Verantwortlichen

Name und Kontaktdaten natiirliche Person/juristische Person/Behorde/Einrichtung etc.
Name

Strale

Postleitzahl

Ort

Telefon

E-Mail-Adresse

Angaben zur Person des Datenschutzbeauftragten * (extern mit Anschrift)
* sofern gem. Artikel 37 DS-GVO benannt

Anrede Titel

Name, Vorname

Stralde

Postleitzahl

Ort Telefon

E-Mail-Adresse



Verarbeitungstatigkeit:
Benennung:

Ifd. Nr.:

Datum der Einfiihrung:

Datum der letzten Anderung:

Verantwortliche Fachabteilung
Ansprechpartner Telefon
E-Mail-Adresse

(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit a)

Zwecke der Verarbeitung
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit b)

Optional:
Name des eingesetzten Verfahrens

Beschreibung der Kategorien betroffener

Personen
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. ¢)

Beschreibung der Kategorien von perso-

nenbezogenen Daten
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. ¢)

|| Beschaftigte
|| Interessenten
[ ] Lieferanten

[ | Kunden
[_] Patienten
[]...
Beschreibung der Kategorien von perso- [ ]
nenbezogenen Daten []
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. ¢) ]

Besondere Kategorien personenbezoge-
ner Daten (Art. 9):
[]

Kategorien von Empfangern, gegeniiber
denen die personenbezogenen Daten

offen gelegt worden sind oder noch wer-

den
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. d)

[ Intern(Zugriffsberechtigte)
Abteilung/ Funktion

[_| extern Empfangerkategorie

[ ] Drittland oder internationale
Organisation (Kategorie)




gef. Ubermittlungen von personenbe- [ ] Dateniibermittlung findet nicht statt

zogenen Daten an ein Drittland oder an und ist auch nicht geplant
eine internationale Organisation (Art. 30 [ ] Dateniibermittlung findet wie folgt
Abs.1S. 2 lit. e) statt:

Nennung der konkreten Datenempfdanger [ ] Drittland oder internationale
Organisation (Name)

Sofern es sich um eine in Art. 49 Abs.1 ~ Dokumentation geeigneter Garantien
Unterabsatz 2 DS-GVO genannte Daten-
iibermittlung handelt.

Fristen fiir die Léschung der verschiede-
nen Datenkategorien
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. f)

Technische und organisatorische MaBnahmen (TOM) gemaB Art. 32 Abs.1 DS-GVO
(Art. 30 Abs. 1S. 2 lit. g)

Siehe TOM-Beschreibung in den ,,Hinweisen zum Verzeichnis von Verarbeitungstdtigkei-
ten®, Ziff. 6.7. und 6.8

Verantwortlicher Datum Unterschrift
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4.1 Datenschutzgrundverordnung und Bundesdaten-
schutzgesetz — neu als Rechtsgrundlage

Seit dem 25. Mai 2018 ist die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) in Deutsch-
land und in allen anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union geltendes Recht.
Die DS-GVO ist ab diesem Zeitpunkt unmittelbar anwendbar und verdrdngt die bis-
her geltenden datenschutzrechtlichen Regelungen. An einigen Stellen der Grundver-
ordnung ist der nationale Gesetzgeber ermachtigt, die Regelungen der Verordnung
zu konkretisieren und zu ergénzen (sogenannte Offnungsklauseln). Hiervon hat der
Gesetzgeber durch die Schaffung des BDSG-neu Gebrauch gemacht. Rechtsgrundlage
fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten sind daher seit dem 25. Mai 2018 die
DS-GVO (mitsamt ihren ,Erwdgungsgriinden) und das BDSG-neu.

Verarbeitet ein Verein (Verband) ganz oder teilweise automatisiert personenbezo-
gene Daten seiner Mitglieder und sonstiger Personen oder erfolgt eine nichtautomati-
sierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert
sind oder gespeichert werden sollen, ist nach Art. 2 Abs. 1 DS-GVO deren Anwen-
dungsbereich erdffnet.

Unerheblich ist dabei, ob der Verein ins Vereinsregister eingetragen ist und damit
eine eigene Rechtspersdnlichkeit besitzt, oder ob es sich um einen nicht rechtsfahi-
gen Verein handelt.

Da die DS-GVO nicht mehr zwischen dffentlichen und nicht-6ffentlichen Stel-

len unterscheidet, gelten fiir Vereine grundsatzlich samtliche Vorschriften der
DS-GVO.

4.2 Begriffshestimmungen - personenbezogene
Daten sind ...

Personenbezogene Daten sind nicht nur die zur unmittelbaren Identifizierung einer
natiirlichen Person erforderlichen Angaben, wie etwa Name, Anschrift und Geburts-
datum, sondern dariiber hinaus alle Informationen, die sich auf eine in sonstiger
Weise identifizierte oder identifizierbare natiirliche Personen beziehen (Art. 4 Nr. 1



DS-GV0), wie beispielsweise Familienstand, Zahl der Kinder, Beruf, Telefonnummer,
E-Mail-Adresse, Anschrift, Eigentums- oder Besitzverhaltnisse, personliche Interes-
sen, Mitgliedschaft in Organisationen, Datum des Vereinsbeitritts, sportliche Leis-
tungen, Platzierung bei einem Wettbewerb und dergleichen. Dies gilt fiir Informati-
onen jedweder Art, also fiir Schrift, Bild oder Tonaufnahmen. Nicht von der DS-GVO
geschiitzt werden Angaben liber Verstorbene, wie etwa in einem Nachruf fiir ein ver-
storbenes Vereinsmitglied im Vereinsblatt oder die Nennung auf einer Liste der Ver-
storbenen (Erwagungsgrund 27 DS-GVO).

Statt einer Unterteilung in die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Daten wie
bisher wird in der DS-GVO einheitlich der Begriff Verarbeitung verwendet. Der Begriff
ist sehr weit gefasst und umfasst jeden Vorgang oder jede Vorgangsreihe in Zusam-
menhang mit personenbezogenen Daten. Als Verarbeitungsarten nennt die DS- GVO
neben dem Erheben, Erfassen, Verwenden, Offenlegen, Verbreiten, Abgleichen das
Loschen sowie das Vernichten (Art. 4 Nr. 1 DS-GVO).

Dateisystem ist jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach
bestimmten Kriterien zuganglich sind, unabhangig davon, ob die Sammlung zentral,
dezentral oder nach funktionalen oder geographischen Gesichtspunkten geordnet
gefiihrt wird (Art. 4 Nr. 6 DS-GVO). Dazu zéhlen auch Papier-Akten.
Verantwortlicher ist die natiirliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung
oder andere Stelle, die alleine oder gemeinsam mit anderen {iber die Zwecke und
Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet (Art. 4 Nr. 7 DS-
GVO). Dem Verein (Verband) sind seine unselbstdndigen Untergliederungen wie
Abteilungen, Ortsvereine oder Ortsgruppen sowie seine Funktionstrager, Auftragneh-
mer (s. u. Nr. 3.2), und seine Mitarbeiter, soweit diese im Rahmen der Aufgabener-
fillung fiir den Verein tatig werden, zuzurechnen. Die Vereinsmitglieder einerseits
sowie die Dachverbdnde andererseits, in denen der Verein selbst Mitglied ist, sind
dagegen als auBerhalb des Vereins stehende Stellen und damit als Dritte anzusehen.
Auftragsverarbeiter ist die natiirliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung
oder andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen
verarbeitet (Art. 4 Nr. 8 DS-GVO). Eine Auftragsverarbeitung spielt beispielsweise bei
der Verlagerung der Mitgliederverwaltung in eine Cloud eine wichtige Rolle, auch bei
der EDV-Wartung und der Aktenvernichtung.

4.3 RechtmaRigkeit der Verarbeitung

Die Rechtmaligkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten richtet sich nach
Art. 6 Abs. 1 DS-GVO, bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten (z. Bsp.
Gesundheitsdaten) zusatzlich nach Art. 9 DS-GVO. Damit eine Verarbeitung recht-
malig ist, miissen personenbezogene Daten mit Einwilligung der betroffenen Person
oder auf einer sonstigen zuldssigen Rechtsgrundlage, die sich aus der DS-GVO, aus



dem sonstigen Unions-recht oder dem Recht der Mitgliedsstaaten ergibt, verarbeitet
werden (Art. 6 Abs. 1 DS-GVO; Erwdgungsgrund 40 DS-GVO). Datenschutzrechtlich ist
nicht etwa alles erlaubt, was nicht ausdriicklich verboten ist. Vielmehr bedarf umge-
kehrt jede Verarbeitung personenbezogener Daten einer Rechtsgrundlage.

RECHTSGRUNDLAGEN

Als Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten kommen insbeson-
dere Art. 6 Abs. 1 lit. b) und lit. f) DS-GVO in Betracht. Die Mitgliedschaft in einem Verein
ist als Vertragsverhaltnis zwischen den Mitgliedern und dem Verein anzusehen, dessen
Inhalt im Wesentlichen durch die Vereinssatzung und sie erganzende Regelungen (z.B.
eine Vereinsordnung) vorgegeben wird. Eine Vereinssatzung bestimmt insoweit die Ver-
einsziele, fiir welche die Mitgliederdaten genutzt werden kénnen.

Erhebt ein Verein personenbezogene Daten von einer betroffenen Person (z. B. Ver-
einsmitglied, Teilnehmer an einem Wettbewerb oder Lehrgang), so sind die Zwecke,
fir welche die Daten verarbeitet oder genutzt werden sollen, konkret festzulegen (Art.
5 Abs. 1 lit. b) DS-GVO).

Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Vereinssatzung einer Inhaltskontrolle nach
§ 242 des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) unterliegt. Das Vereinsmitglied ist vor
unbillig tberraschenden Bestimmungen und Belastungen zu schiitzen, mit denen es
beim Vereinsbeitritt nicht rechnen konnte. Regelungen in der Vereinssatzung, die ver-
fassungsrechtlich geschiitzte Positionen der Mitglieder beeintrachtigen, sind daher
unwirksam. Dies kann etwa dann der Fall sein, wenn der Verein durch die Satzung
eine Verarbeitung personenbezogener Daten vorsieht, die weder fiir die Begriindung
und Durchfiihrung des zwischen Mitglied und Verein durch den Beitritt zustande kom-
menden rechtsgeschaftsahnlichen Schuldverhéaltnisses noch fiir die Erreichung des
Vereinszwecks erforderlich ist.

Auch spater darf die Vereinsatzung in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten nicht einfach durch Mehrheitsbeschluss gedndert werden. Erfordert der neue
Vereinszweck eine weitergehende Verarbeitung personenbezogener Daten, darf die
Satzung nur insoweit gedndert werden, wie der neue Verarbeitungszweck mit dem
urspriinglichen in einem Zusammenhang steht (vgl. Art. 6 Abs. 4 lit. a) DS- GVO, Erwa-
gungsgrund 50). Aus dem Vertragsverhéltnis folgt, dass der Verein bei der Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung von Daten die Datenschutzgrundrechte seiner Mitglieder
angemessen beriicksichtigen muss.

Bei Gesundheitsdaten kommt regelmdRig aber nur eine Einwilligung nach Art. 9 Abs.
2 lit. a DS-GVO in Betracht.

HINWEISPFLICHT BEI DATENERHEBUNG
Bei der Gestaltung von Erhebungshégen und (Online-)Formularen, die zur Datener-
hebung eingesetzt werden, ist die Hinweispflicht des Art. 13 DS-GVO zu beachten.

Erhebt ein Verein personenbezogene Daten vom Betroffenen, muss dieser nach Art.
13 DS-GVO belehrt werden



Vereinsmitglieder sind deswegen bei der Datenerhebung darauf aufmerksam zu
machen, welche Angaben fiir die Mitgliederverwaltung und welche fiir die Verfolgung
des Vereinszwecks bestimmt sind. Sollen Daten zum Zwecke der Verfolgung des Ver-
einsziels oder der Mitgliederverwaltung und -betreuung an andere Stellen Gbermittelt
werden (etwa an einen Dachverband, damit dieser Turniere ausrichten kann, an eine
Unfallversicherung oder an die Gemeinde, muss auch darauf hingewiesen werden.
Insbesondere ist das Mitglied darauf hinzuweisen, welche Angaben im Vereinsblatt
verodffentlicht oder in das Internet eingestellt werden, etwa im Falle der Wahl als Vor-
standsmitglied (s. u. Nr. 5.1 und 5.3). Kann dem Vereinsmitglied ein bestimmter Vor-
teil, etwa ein Versicherungsschutz, nur gewdhrt werden, wenn es dazu bestimmte
Angaben macht, muss es darauf aufmerksam gemacht werden, welche Nachteile die
Verweigerung dieser Informationen mit sich bringt.
Erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten direkt bei der betroffenen Per-
son, so hat der Verein aus Griinden der Transparenz von Datenverarbeitungsprozes-
sen zum Zeitpunkt der Datenerhebung eine entsprechende datenschutzrechtliche
Unterrichtung vorzunehmen (Art. 13 Abs. 1 und Abs. 2 DS-GVO). Daraus folgt, dass
der Verein in jedem Formular, das er zur Erhebung personenbezogener Daten nutzt,
auf Folgendes hinweisen muss:

Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie ggf. seines Vertreters

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten

Zwecke der Verarbeitung (bitte im Einzelnen aufzahlen)

Rechtsgrundlage der Verarbeitung

berechtigte Interessen i.S.d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO

Empfanger oder Kategorien von Empféngern (z.B. Weitergabe personenbezoge-

ner Daten an eine Versicherung, an den Dachverband, an alle Vereinsmitglieder,

im Internet)

Absicht Gber Drittlandtransfer (z.B. bei Mitgliederverwaltung in der Cloud), so-

wie Hinweis auf (Fehlen von) Garantien zur Datensicherheit

Speicherdauer der personenbezogenen Daten

Belehrung tiber Betroffenenrechte (Auskunft, Berichtigung, Loschung, Einschréan-

kung der Verarbeitung, Widerspruchsrecht gegen Verarbeitung)

Hinweis auf jederzeitiges Widerrufsrecht der Einwilligung

Hinweis auf Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehérde
Teilt der Verantwortliche die vorgesehenen Informationen nicht, nicht vollstan-
dig oder inhaltlich unrichtig mit, so verletzt er seine Informationspflichten. Das ist
gemaR Art.83 Abs. 5 lit. b) DS-GVO buBgeldbewehrt.
Werden personenbezogene Datei auf andere Weise als bei der betroffenen Person
erhoben, so richten sich die Informationspflichten nach Art. 14 Abs. 1 und Abs. 2 DS-
GVO. Die meisten der Informationspflichten aus Art. 14 Abs. 1 und Abs. 2 DS-GVO
haben denselben Inhalt wie Art. 13 Abs. 1 und Abs. 2 DS-GVO. Zusdtzlich muss der
Verein die betroffene Person (iber die Kategorie der verarbeiteten personenbezoge-
nen Daten und tber die Quelle der erhobenen Daten informieren. Der Verein muss



diese Informationen innerhalb einer angemessenen Frist, spatestens jedoch inner-
halb eines Monats nach der Erhebung erteilen (Art. 14 Abs. 3 lit a) DS-GVO0). Ein Ver-
stoB gegen die Informationspflicht kann eine GeldbuRe gemal Art. 83 Abs. 5 lit. b)
DS-GVO zur Folge haben.

zum diesem Thema finden Sie im Kurzpapier der DSK
unter www.datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/Publikationen/Kurzpapiere/Kurz-
papier_Nr_10.pdf

VEREINSINTERNE REGELUNGEN ZUM DATENSCHUTZ

Der Verein sollte, die Grundziige der Datenverarbeitung schriftlich festlegen. Entspre-
chende Datenschutzregelungen konnen entweder in die Vereinssatzung aufgenom-
men oder in einem gesonderten Regelwerk niedergelegt werden. Fiir Letzteres gibt
es keine feste Bezeichnung; am gebrduchlichsten sind z.B. die Begriffe ,,Datenschut-
zordnung®, ,Datenschutzrichtlinie” oder ,Datenverarbeitungsrichtlinie®. Die Daten-
schutzordnung kann, wenn die Vereinssatzung nichts anderes bestimmt, vom Vor-
stand oder von der Mitgliederversammlung beschlossen werden und muss nicht die
Qualitdt einer Satzung haben.

Es ist empfehlenswert, sich beim Aufbau der Datenschutzregelungen am Weg der
Daten von der Erhebung Giber die Speicherung, Nutzung, Verarbeitung (insbesondere
Ubermittlung) bis zu ihrer Sperrung und Léschung zu orientieren. Dabei ist jeweils
konkret festzulegen, welche Daten (z.B. Name, Vorname, Adresse, E-Mail- Adresse
usw.) welcher Personen (z.B. Vereinsmitglieder, Teilnehmer an Veranstaltungen oder
Lehrgédngen, Besucher von Veranstaltungen) fiir welche Zwecke verwendet werden,
ggf. auch, ob Vordrucke und Formulare zum Einsatz kommen. Die bloBe Wiedergabe
des Wortlauts der Bestimmungen der DS-GVO bzw. des BDSG- neu sind in keinem Fall
ausreichend. Die DS-GVO bzw. das BDSG-neu machen die Zuldssigkeit der Verarbei-
tung von Daten vielfach von Interessenabwadgungen abhdngig oder stellt sie unter
den Vorbehalt der Erforderlichkeit. Im Interesse der Rechtssicherheit sollten diese
abstrakten Vorgaben soweit irgend moglich konkretisiert und durch auf die Beson-
derheiten und Bediirfnisse des jeweiligen Vereins angepasste eindeutige Regelungen
ersetzt werden.

Der Verein sollte insbesondere schriftlich festlegen, welche Daten beim Vereinsein-
tritt fiir die Verfolgung des Vereinsziels und fiir die Mitgliederbetreuung und -ver-
waltung notwendigerweise erhoben werden. Auch sollte geregelt werden, welche
Daten fiir welche anderen Zwecke des Vereins oder zur Wahrnehmung der Interes-
sen Dritter bei den Mitgliedern in Erfahrung gebracht werden. Ferner muss geregelt
werden, welche Daten von Dritten erhoben werden, wobei hier auch der Erhebungs-
zweck festzulegen ist. Auch sollte erkennbar sein, welche Angaben fiir Leistungen
des Vereins erforderlich sind, die nicht erbracht werden kénnen, wenn der Betroffene
nicht die dafiir erforderlichen Auskiinfte gibt.

Der Verein sollte aulBerdem regeln, welcher Funktionstrdger zu welchen Daten
Zugang hat und zu welchem Zweck er Daten von Mitgliedern und Dritten verarbeiten



und nutzen darf. Ferner sollte geregelt werden, welche Daten zu welchem Zweck im
Wege der Auftragsdatenverarbeitung (s. u. Nr. 6.1) verarbeitet werden.

Des Weiteren sollte der Verein festlegen, zu welchem Zweck welche Daten von wem
an welche Stellen (das kénnen auch Vereinsmitglieder sein) iibermittelt werden bzw.
welche Daten so gespeichert werden (diirfen), dass Dritte - also Personen, die nicht
zur regelmaBigen Nutzung der Daten befugt sind (s. u. Kapitel 5) - darauf Zu-griff
nehmen kénnen. Der Kreis dieser Zugriffsberechtigten muss genau beschrieben sein.
Auch muss geregelt werden, unter welchen Voraussetzungen welche Dateniibermitt-
lung erfolgen darf, insbesondere welche Interessen des Vereins oder des Empfan-
gers dabei als berechtigt anzusehen sind. Auch sollte festgelegt werden, zu welchem
Zweck die Empfanger die erhaltenen Daten nutzen diirfen und ob sie sie weiterge-
ben kdnnen. Ferner sollte geregelt sein, welche Daten Gblicherweise am ,,Schwarzen
Brett“ oder in den Vereinsnachrichten verdffentlicht und welche in das Internet
oder Intranet eingestellt werden.

Diese Datenschutzordnung sollte von der Mitgliederversammlung beschlossen werden.
Auf keinen Fall sollte in der Satzung aber geregelt werden, dass die Verarbeitung aller
Datenkategorien generell immer nur mit Einwilligung zuldssig sein soll.

EINWILLIGUNG

Eine Einwilligung in die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener
Daten ist erforderlich, soweit der Verein in weitergehendem Mafe personenbezogene
Daten verarbeitet, als er aufgrund der unten unter Kapitel 5. dargestellten Regelun-
gen befugt ist. Es empfiehlt sich nicht, Einwilligungen fiir Datenverarbeitungs-
maBnahmen einzuholen, die bereits aufgrund einer gesetzlichen Erlaubnis mog-
lich sind. Denn dadurch wird beim Betroffenen der Eindruck erweckt, er konne
mit der Verweigerung der Einwilligung oder ihrem spaterem Widerruf die Daten-
verarbeitung verhindern. Hat der Verein aber von vornherein die Absicht, im Falle
der Verweigerung des Einverstandnisses auf die gesetzliche Verarbeitungsbefug-
nis zuriickzugreifen, wird der Betroffene getduscht, wenn man ihn erst nach seiner
ausdriicklichen Einwilligung fragt, dann aber doch auf gesetzliche Ermachtigungen
zuriickgreift.

Eine Einwilligung ist datenschutzrechtlich nur wirksam, wenn sie auf der freien Ent-
scheidung des Betroffenen beruht und dieser zuvor ausreichend und verstandlich
dartiber informiert worden ist, welche Daten aufgrund der Einwilligung fiir welchen
Zweck vom Verein verarbeitet werden sollen. Inshesondere soll darauf aufmerksam
gemacht werden, welche verschiedenen Verarbeitungsvorgange i.S. des Art. 4 lit. a)
DS-GVO vorgesehen sind, unter welchen Voraussetzungen die Daten an Dritte wei-
tergegeben werden, dass die Erkldarung freiwillig ist, wie lange die Daten bei wem
gespeichert sein sollen und was die Einwilligung rechtlich fiir die betroffene Person
bedeutet. Soweit es nach den Umsténden des Einzelfalles erforderlich ist, oder wenn
die betroffene Person das verlangt, soll sie auch iber die Folgen der Verweigerung
der Einwilligung belehrt werden (§ 51 Abs. 4 Satze 3 und 4 BDSG-neu). Auch soll die



betroffene Person vor der Abgabe der Einwilligung darauf aufmerksam gemacht wer-
den, dass sie diese stets widerrufen kann (§ 51 Abs. 3 Satz 3 BDSG-neu). Eine Doku-
mentation dieser Informationen ist nicht vorgeschrieben, doch ist der Erklarungs-
empfanger ggf. beweispflichtig, dass bzw. mit welchem Inhalt die Hinweise er- folgt
sind. Die Aufnahme in einem Verein darf grundsatzlich nicht von der Einwilligung in
die Datenverarbeitung fiir vereinsfremde Zwecke abhédngig gemacht werden (Art. 7
Abs. 4 DS-GVO).

Im Gegensatz zum BDSG, das fiir Einwilligungen grundsatzlich die Schriftform und
nur ausnahmsweise auch die elektronische Form zuldsst, ermoglicht die DS-GVO,
dass die Einwilligung schriftlich, elektronisch, miindlich oder sogar konkludent
erfolgen kann.

Jedoch muss der Verein fiir den Fall, dass die Verarbeitung auf einer Einwilligung
beruht, nachweisen kénnen, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer per-
sonenbezogenen Daten eingewilligt hat (Art. 7 Abs. 1 DS-GVO). Aus diesem Grund
ist zu anzuraten, Einwilligungen zum Zwecke des Nachweises schriftlich einzuholen
oder die Abgabe einer Einwilligung anderweitig zu dokumentieren.

Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche oder elektro-
nische Erklarung, muss bereits das Ersuchen um Einwilligung in verstandlicher und
leicht zugénglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es
von anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist (Art. 7 Abs. 2 Satz 1 DS-GVO; §
51 Abs. 2 BDSG-neu). Nicht zuletzt deswegen muss die Einwilligungspassage selbst,
wenn sie Teil eines groleren Textes ist, optisch hervorgehoben werden. Dies kann
durch drucktechnische Hervorhebung oder Absetzen vom sonstigen Erklarungstext
geschehen. Die Einwilligung sollte sich nicht im Informationsblatt ,verstecken® son-
dern deutlich davon getrennt sein. Da grundsatzlich fiir jede Art der Datenverarbei-
tungi. S. des Art. 6 lit. a) DS-GVO und fiir jeden Verarbeitungsvorgang eine geson-
derte Einwilligung eingeholt werden muss (Erwdgungsgrund 43 DS-GVO), soll bei
Einwilligungen zu Dateniibermittlungen an verschiedene Empfanger fiir unterschied-
liche Zwecke der Vordruck so gestaltet sein, dass ein Beitrittswilliger bei der Abgabe
seiner Erklarung durch Ankreuzen differenzieren kann.

Datenschutzrechtliche Einwilligungen der Vereinsmitglieder kdnnen nicht durch
Mehrheitsbeschliisse der Mitgliederversammlung oder des Vorstands ersetzt wer-
den. Eine sogenannte ,Widerspruchslosung®, wonach die Einwilligung unterstellt
wird, wenn der Betroffene einer Datenverarbeitungsmalinahme - etwa der Verdffent-
lichung seiner Personalien im Internet — nicht ausdriicklich widerspricht, stellt keine
wirksame Einwilligung dar.

Eine starre Altersgrenze in Bezug auf die Einwilligungsfahigkeit kennt die DS-GVO
auBerhalb des Art. 8 DS-GVO (diese Vorschrift gilt nur im Zusammenhang mit kindo-
rientierten Telemedien, wie z.B. an Kinder gerichtete Onlineshops und -spiele) nicht.
Kinder und Jugendliche kdnnen daher in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen
Daten selbst einwilligen, wenn sie in der Lage sind, die Konsequenzen der Verwen-
dung ihrer Daten zu iibersehen und sich deshalb auch verbindlich dazu zu duBern.



MaRgeblich ist der jeweilige Verwendungszusammenhang der Daten und der Reife-
grad bzw. die Lebenserfahrung des Betroffenen. Bei Kindern unter 13 Jahren ist regel-
mdRig davon auszugehen, dass sie die Konsequenzen der Verwendung ihrer Daten
nicht tibersehen konnen. Ist die Einsichtsfahigkeit zu verneinen, ist die Verarbei-
tung seiner personenbezogenen Daten nur mit Einwilligung eines Sorgeberechtigten
zuldssig.
Es empfiehlt sich, eine Einwilligung von Neumitgliedern bereits bei der Aufnahme
in den Verein einzuholen. Altmitglieder sollten, wenn mdglich, ihre Einwilligungser-
klarung wiederholen. Alteinwilligungen sind nur dann noch weiter giiltig, wenn sie
bereits informiert und freiwillig erteilt wurden. Dabei sollte ein Formular Folgendes
beriicksichtigen:
Das Vereinsmitglied erteilt seine Einwilligung freiwillig und kann sie jederzeit
widerrufen. Das Mitglied kann den Umfang der zu veréffentlichenden Daten von
vornherein beschranken.
+ Dem Mitglied muss die Tragweite seiner Erklarung bewusst sein. Das ist nur der
Fall, wenn es weiB, welche seiner Daten in das Internet eingestellt werden sollen.



5.1 Erhebung nur von erforderlichen Daten der
Vereinsmitglieder

Ein Verein darf aufgrund des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO beim Vereinsbeitritt (Aufnah-
meantrag oder Beitrittserklarung) und wahrend der Vereinsmitgliedschaft nur solche
Daten von Mitgliedern erheben, die fiir die Begriindung und Durchfiihrung des zwi-
schen Mitglied und Verein durch den Beitritt zustande kommenden rechtsgeschafts-
dhnlichen Schuldverhéltnisses erforderlich sind. Damit diirfen alle Daten erhoben
werden, die zur Verfolgung der Vereinsziele und fiir die Betreuung und Verwaltung
der Mitglieder (wie etwa Name, Anschrift, in der Regel auch das Geburtsdatum, fer-
ner Bankverbindung, Bankleitzahl und Kontonummer) notwendig sind.

Der Abschluss von Versicherungsvertrdagen zugunsten des Vereins oder seiner Mit-
glieder ist vom Vereinszweck gedeckt, soweit Risiken bestehen, gegen die sich der
Verein nicht zuletzt aus Fiirsorgegriinden versichern muss, so dass die Daten, die
dafiir erforderlich sind, erhoben werden diirfen. Grundséatzlich nicht erforderlich ist
dagegen die Frage nach der friiheren Mitgliedschaft des Beitrittswilligen in einer
konkurrierenden Organisation. Die vom Verein erhobenen Daten werden nur dann
.gleichzeitig® Daten eines anderen Vereins, etwa eines Dachverbandes, wenn das
Vereinsmitglied auch der anderen Vereinigung ausdriicklich und aufgrund eigener
Erklarung beitritt.

Nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO kann der Verein Daten bei seinen Mitgliedern fir
einen anderen Zweck als zur Verfolgung eigener Vereinsziele und zur Mitgliederbe-
treuung und -verwaltung erheben, wenn der Verein ein berechtigtes Interesse daran
hat. Zuldssig ist es danach aber nicht, Daten, die der Verein zu den Vereinszwecken
erhoben hat, zu anderen Zwecken weiterzuverwenden (Zweckanderung). Das ist nur
unter den engen Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 4 DS-GVO zulassig.

Soll die Verarbeitung personenbezogener Daten aufgrund des Art. 6 Abs. 1 lit. f)
DS-GVO erfolgen, ist dies nur zuldssig, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte
und Grundfreiheiten der betroffenen Person (Datenschutzgrundrechte) tiberwie-
gen. Neu ist, dass die DS-GVO davon ausgeht, dass ein solches Uberwiegen inshe-
sondere dann vorliegt, wenn es sich bei der betroffenen Person um ein ,,Kind“ han-
delt. Bei Kindern unter 16 Jahren iiberwiegen hierbei regelmalig die schutzwiirdigen
Interessen des betroffenen Kindes, im Alter zwischen 16 und 18 Jahren kann hingegen
eine Abwagung mit anderen Interessen erfolgen.

Uberwiegende Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten kénnen wirtschaftli-
che und berufliche Belange ebenso sein, wie der Wunsch des Betroffenen, dass seine



Privat-, Intim- und Vertraulichkeitssphare gewahrt wird. Sollen hierzu Bestandsdaten
der Mitglieder verwendet werden und mit den berechtigten Interessen andere Zwecke
verfolgt werden, als mit der urspriinglichen Datenerhebung, sollte immer eine Einwil-
ligung eingeholt werden.

5.2 Erhebung von Daten Dritter

Nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO kann der Verein Daten von anderen Personen als von
Vereinsmitgliedern (z.B. von Gasten, Zuschauern, Besuchern, fremden Spielern, Teil-
nehmern an Lehrgéngen und Wettkdmpfen) erheben, soweit dies zur Wahrnehmung
berechtigter Interessen des Vereins erforderlich ist und sofern nicht die Interessen
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person iiberwiegen. Ein
berechtigtes Interesse besteht grundsatzlich nur an den Daten, die fiir eine eindeu-
tige Identifizierung erforderlich und ausreichend sind, d.h. Name, Vorname, Anschrift
und Geburtsdatum, nicht jedoch Personalausweis- oder Passnummer. So kann es
zuldssig sein, beim Verkauf von Eintrittskarten etwa fiir ein FuBballspiel Identifizie-
rungsdaten von dem Verein nicht bekannten Zuschauern zu erheben, um abzuklaren,
ob gegen sie ein Stadionverbot ausgesprochen worden ist oder ob sie als gewaltbe-
reit anzusehen sind. Vereine sind datenschutzrechtlich grundsatzlich ohne Einwilli-
gung nicht berechtigt, bei Dritten Erkundigungen (etwa als Zuchtverband bei den
Kgufern von Tieren einer bestimmten Hunderasse) - oder Kontrollen (etwa als Tier-
schutzverein) vorzunehmen, selbst wenn sich die Vereinigung solches zum satzungs-
mafigen Ziel gesetzt hat.

5.3 Erhebung von Personaldaten der Beschaftigten
des Vereins

Die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschaftigten fiir Zwecke des Beschéf-
tigungsverhaltnisses ist in Art. 88 DS-GVO und § 26 BDSG-neu gesondert geregelt. Als
Beschéftigte sind die in § 26 Abs. 8 BDSG-neu aufgefiihrten Personen anzusehen.
Soweit ein Verein daher Personen in einem abhdngigen hauptamtlichen Verhaltnis
beschaftigt (z.B. Mitarbeiter der Vereinsgeschéftsstelle, Trainer) ist § 26 BDSG-neu
anwendbar. Danach diirfen personenbezogene Daten von Beschaftigten fiir Zwecke
des Beschaftigungsverhaltnisses verarbeitet werden, wenn dies fiir die Entscheidung
tiber die Begriindung des Beschaftigungsverhaltnisses fiir dessen Durchfiihrung oder
Beendigung oder zur Ausiibung oder Erfiillung der sich aus einem Gesetz oder einem
Tarifvertrag, einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung ergebenden Rechte und Pflich-
ten der Interessenvertretung der Beschaftigten erforderlich ist.



Die Speicherung personenbezogener Daten eines Vereins kann auch durch ein Ser-
viceunternehmen im Wege der Auftragsdatenverarbeitung erfolgen. Sofern der Ver-
ein eigene Beschéftigte hat, miissen deren Personaldaten getrennt von den sonstigen
Daten, inshesondere den Mitgliederdaten, gespeichert werden.

6.1 Datenverarbeitung im Auftrag

Insbesondere kleine Vereine bedienen sich zur Finanzierungs- und Adressverwaltung
mitunter Sparkassen und sonstiger Dienstleister. Diese werden als Auftragsverarbei-
ter nach Weisung des Vereins tatig. Eine Datenverarbeitung im Auftrag ist auch dann
gegeben, wenn ein Verein seine Mitgliederdaten nicht auf einer eigenen EDV- Anlage
speichert, sondern hierflir Giber das Internet einen Datenbankserver nutzt, den ein
Dienstleistungsunternehmen zu diesem Zweck zur Verfiigung stellt. Durch die Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen der Post (Briefversand) oder des Betreibers eines
Mailservers (beim Versenden von E-Mails) kommt keine Datenverarbeitung im Auf-
trag zustande.

Nach der DS-GVO ist fiir die Auftragsverarbeitung kennzeichnend, dass der Auf-
tragsverarbeiter tiber die bloBe Beauftragung hinaus gegeniiber dem Verantwortli-
chen weisungsabhangig ist, selbst wenn der Auftragsverarbeiter iiber ein umfas-
senderes Know-how als sein Auftraggeber verfligt und einen gewissen Spielraum
fiir selbstandige Entscheidungen hat, und der Auftragsverarbeiter vom Verantwortli-
chen iiberwacht wird, selbst wenn der Verantwortliche dazu eine andere Stelle ein-
schaltet. Gegeniiber den bisher geltenden Regelungen des § 11 BDSG-alt schreibt
die DS-GVO teils erheblich weitergehende Pflichten und Verantwortlichkeiten fiir
den Auftragsverarbeiter fest. Er tritt insoweit nicht mehr hinter seinen Auftragge-
ber zuriick, sondern ist selbst Adressat eigenstandiger, also nicht mehr nur vom Ver-
antwortlichen abgeleiteter Pflichten, bei deren Nichtbeachtung er unmittelbar vom
Betroffenen bzw. von den Beh&rden in Anspruch genommen werden kann.

Im Fall der Datenverarbeitung im Auftrag ist zu beachten, dass der Verein nur Auf-
tragsverarbeiter einsetzen darf, die eine hinreichende Garantie fiir eine datenschutz-
konforme Datenverarbeitung gewdhrleisten (vgl. Art 28 Abs. 1 DS-GVO). Der Nach-
weis fiir diese Qualifikation kann tber entsprechende Zertifizierungen gemal Art.
42 DS-GVO und anerkannte Verhaltenskodizes nach Art. 40 DS-GVO gefiihrt werden
(Art. 28 Abs. 5 DS-GVO).

Die Auftragsverarbeitung darf nur auf der Grundlage eines bindenden Vertrages
erfolgen. Art. 28 Abs. 3 und Abs. 6 DS-GVO sieht vor, dass auch ,,ein anderes Recht-



sinstrument® als ein eigens ausgehandelter Vertrag nach dem Unionsrecht oder dem
Recht der Mitgliedsstaaten Basis der Auftragsdatenverarbeitung sein kann. Die Auf-
traggeber bzw. Auftragnehmer haben somit kiinftig die Auswahl zwischen individuel-
len Vertragen, Standardvertragen, die die EU-Kommission bereitstellt, Standardvertra-
gen, die die Aufsichtshehorde bereitstellt, und zertifizierten Vertrags- mustern.

Eine Formulierungshilfe finden Sie z.B. hier: www.datenschutz-mv.de/
datenschutz/DS-GVO/Hilfsmittel-zur-Umsetzung/

Sowohl der Vertrag als auch die alternativen Rechtsinstrumente miissen den in Art.
28 Abs. 3 DS-GVO festgelegten Anforderungen geniigen. Im Einzelnen muss festge-
legt sein:

Gegenstand und Dauer der Auftragsdatenvereinbarung

Umfang, Art und Zweck der Datenerhebung

Art der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten

Kategorie der von der Datenverarbeitung betroffenen Personen

Pflichten und Rechte des Verantwortlichen

Umfang der Weisungen, die zu dokumentieren sind

Verpflichtung des vom Auftragsverarbeiter eingesetzten Personals auf das Daten-

geheimnis

technische und organisatorische MaBnahmen

zuldssige Unterauftragsverhaltnisse

Unterstiitzung des Verantwortlichen durch den Auftragsverarbeiter bei der Erfiillung

derin Kapitel III der DS-GVO vorgeschriebenen Rechte der betroffenen Personen

Unterstiitzung des Verantwortlichen durch den Auftragsverarbeiter bei den in Art.

32 ff. DS-GVO festgeschriebenen Verpflichtungen, inshesondere bei der Melde-

pflicht von Datenschutzverstélien

Abwicklung nach Beendigung der Auftragsverarbeitung
+ Kontrollrechte des Auftraggebers
GemaB Art. 28 Abs. 9 DS-GVO muss der Vertrag entweder schriftlich oder in einem
elektronischen Format, also nicht mehr - wie bisher - mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur, abgefasst sein. Hierflir geniigt jedoch nicht jede bestatigende E- Mail,
vielmehr sind nur solche elektronische Formate akzeptabel, die beiden Parteien zu
ihrer Information zugdnglich sind, und wenn damit dokumentiert ist, welcher Vertrags-
inhalt bestatigt wurde. Die Erklarung soll deswegen der ,Textform“ i. S. des § 126b
BGB entsprechen. Im Ergebnis muss der Vertragspartner in der Lage sein, das akzep-
tierte Dokument ,,.bei sich® zu speichern und auszudrucken.
Nach der DS-GVO ist der Auftragnehmer kein Dritter, sondern quasi ,verlangerter Arm*
des Verantwortlichen. Eine gesonderte Rechtsgrundlage um die Daten dem Auftrag-
nehmer offenzulegen, ist nicht erforderlich.

Naheres finden Sie im Kurzpapier 13 zur Auftragsver-

arbeitung: www.datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/DS-GVO/Kurzpapiere/Kurzpa-
pier_Nr_13.pdf




Der Verantwortliche ist grundsatzlich fiir jedwede Verarbeitung personenbezogener
Daten, die er selbst vornimmt oder von ihm durch einen Auftragsverarbeiter veran-
lasst wird, verantwortlich (Art. 24, Art. 4 Nrn. 2, 7 und 8 DS-GVO).

Der Verantwortliche hat die Gewadhrleistung der in Kapitel III der DS-GVO aufge-
fihrten Betroffenenrechte (Informationspflichten, Auskunftsanspriiche, Recht auf
Loschung und Berichtigung, Recht auf Einschrankung der Verarbeitung, Recht auf
Datentibertragbarkeit, Widerspruchsrecht) sicherzustellen. Dabei muss er den betrof-
fenen Personen nach Art. 13 Abs. 1 lit. €) und f), Abs. 3, Art. 14 Abs. 1 lit. e) und f),
Abs. 4, Art. 15 Abs. 1 lit. ¢) DS-GVO auch mitteilen, dass Auftragsverarbeiter als Emp-
fanger ihrer Daten in Betracht kommen. Auch muss der Verantwortliche nach Art. 19
DS-GVO den Auftragsverarbeiter als Empfanger von Daten unterrichten, wenn diese
berichtigt oder geléscht wurden bzw. wenn deren Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO
einzuschranken ist.

Der Verantwortliche hat den Auftragsverarbeiter grundsatzlich fortwdhrend zu kon-
trollieren, ob dieser die Einhaltung der Datenschutzvorschriften gewdhrleisten kann.
Nach Art. 29 DS-GVO ist der Verantwortliche berechtigt und verpflichtet, dem Auf-
tragsverarbeiter Weisungen zu erteilen, soweit diese zur Durchsetzung des Auftrags-
verarbeitungs-Vertrags oder der gesetzlichen Pflichten des Verantwortlichen bzw. des
Auftragsverarbeiters erforderlich sind.

6.2 Cloud-Mitgliederverwaltungsdienste

Auch bei der Verlagerung personenbezogener Daten von Vereinsmitgliedern in eine
Cloud liegt eine Auftragsdatenverarbeitung vor. Auftragsverarbeiter kénnen nach den
Vorschriften der Auftragsverarbeitung grundsatzlich sowohl im EU-Raum wie auch in
Drittldndern tatig werden.

Der raumliche Anwendungsbereich der DS-GVO umfasst nach deren Art. 3 Abs. 1 alle
Datenverarbeitungsvorgange, die in der EU erfolgen, und die von einem Verantwort-
lichen oder einem Auftragsverarbeiter mit Hauptsitz oder einer Niederlassung in der
EU veranlasst werden, unabhangig davon, wo die Datenverarbeitung konkret erfolgt.
Die Regelungen der DS-GVO finden ferner unter bestimmten Voraussetzungen Anwen-
dung, wenn zwar der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter nicht in der EU
ansassig ist, aber die betroffene Person sich in der EU befindet (Art. 3 Abs. 2 DS-GVO0).
Die Weitergabe von personenbezogenen Daten an Auftragsverarbeiter in ein Land
auBerhalb der EU ist nach der DS-GVO nur unter den zusatzlichen Voraussetzungen
der Art. 44 DS-GVO zuldssig.



7.1 Nutzung von Mitgliederdaten

Innerhalb eines Vereins sind die Aufgaben in der Regel abgegrenzt und bestimmten
Funktionstragern zugewiesen. Wer fiir was zustdndig ist, wird durch die Satzung oder
die Geschaftsordnung bestimmt. Fiir den Umgang mit Mitgliederdaten gilt, dass jeder
Funktionstrager nur die fir die Erfiillung seiner Aufgaben erforderlichen Mitglieder-
daten kennen, verarbeiten oder nutzen darf. So darf etwa der Vorstand auf alle Mit-
gliederdaten zugreifen, wenn er diese zur Aufgabenerledigung benotigt. Auch miissen
der Vereinsgeschaftsstelle alle Mitgliederdaten regelmaRig fiir die Mitgliederverwal-
tung und -betreuung zur Verfiigung stehen, wahrend es in der Regel fiir den Kassierer
geniigt, wenn er die fiir den Einzug der Mitgliedsbeitrdge relevanten Angaben (Name,
Anschrift und Bankverbindung) kennt. Dabei diirfen die Daten grundsatzlich nur zur
Verfolgung des Vereinszwecks bzw. zur Betreuung und Verwaltung von Mitgliedern
genutzt werden (Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO).

7.2 Nutzung von Daten Dritter

Daten Dritter, etwa von Lieferanten, Besuchern oder Aushilfsspielern anderer Ver-
eine, diirfen gespeichert und genutzt werden, wenn dies fiir die Begriindung oder
Durchfiihrung eines rechtsgeschéftlichen Schuldverhaltnisses (Vertrag) mit diesen
Personen erforderlich ist (Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO) oder der Verein ein berechtig-
tes Interesse daran hat und nicht erkennbar ist, dass dem schutzwiirdigen Interessen
der Betroffenen entgegenstehen (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, s. 0. Nr. 2.1). Diese Daten
diirfen grundsatzlich nur zu dem Zweck verwendet werden, zu dem sie der Verein
erhoben oder erhalten hat. Lediglich dann, wenn eine Weiterverarbeitung der Daten
mit dem Zweck der urspriinglichen Datenerhebung als vereinbar anzusehen ist, ist
eine Zweckanderung zuldssig (Art. 6 Abs. 4 DS-GVO). Denn ein Vertragspartner darf
sich in der Regel darauf verlassen, dass der Verein seine Daten nur im Rahmen des
Vertragsverhaltnisses nutzt.



7.3 Nutzung der Daten des Vereins fiir Spenden-
aufrufe und Werbung

Vereine haben regelmaRig ein erhebliches Interesse an der Mitglieder- und Spenden-
werbung, um einen ausreichenden Mitgliederbestand und geniigend finanzielle Mittel
sicherzustellen. Die Daten seiner Vereinsmitglieder darf der Verein nur fiir Spenden-
aufrufe und fiir Werbung zur Erreichung der eigenen Ziele des Vereins nutzen (Art.
6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO). Die Nutzung von Mitgliederdaten fiir die Werbung Dritter ist
ohne Einwilligung der Mitglieder grundsatzlich nicht zulassig.

Daten Dritter, etwa von Personen, die regelméalig Eintrittskarten fiir Spiele bezie-
hen, darf der Verein fiir Werbezwecke nutzen, wenn diese entweder darin eingewil-
ligt haben (s.o. Kapitel 8.5 ) oder der Verein die Daten von Anfang an zu Werbezwe-
cken erhoben hat, weil er berechtigte Interessen an der Nutzung zu Werbezwecken
hat und keine Interessen oder Grundrechte des Dritten tiberwiegen (Art. 6 Abs. 1
lit. f) DS-GVO). Einzubeziehen in diese Interessenabwégung sind die verniinftigen
Erwartungen der betroffenen Person, die auf ihrer Beziehung zu dem Verantwortli-
chen beruhen (Erwédgungsgrund 47 DS-GVO).

Die verniinftigen Erwartungen werden bei werblichen Ansprachen malRgebend durch
die Informationen nach Art. 13, 14 DS-GVO zu den Zwecken der Datenverarbeitung
bestimmt. Informiert der Verein daher transparent und umfassend tiber eine vorge-
sehene Nutzung der Daten, geht die Erwartung der betroffenen Person in aller Regel
auch dahin, dass ihre Daten entsprechend genutzt werden. Zu beachten ist jedoch,
dass die von der Werbung betroffene Person ein jederzeitiges Widerspruchsrecht
hat (Art. 21 Abs. 2 DS-GVO), auf das der Verein ausdriicklich hinzuweisen hat (Art.
21 Abs. 4 DS-GVO0). Ein solcher Widerspruch hat zur Folge, dass die personenbezo-
genen Daten fiir Werbezwecke nicht mehr verwendet werden diirfen (Art. 21 Abs.
3 DS-GVO). Widerspricht der Adressat der Nutzung seiner Daten fiir Werbezwecke
gegeniiber dem Verein, ist dies zu respektieren. Telefonische Werbung bei Dritten ist
ohne ausdriickliche Einwilligung des Betroffenen nicht zuldssig, ebenso wenig in der
Regel E-Mail-Werbung.

Wenn der Verein nach den genannten Grundsatzen Daten seiner Mitglieder fiir Wer-
bung nutzen darf, so kann er auch eine Firma beauftragen, mit Hilfe der Daten, die
ihr der Verein im Rahmen einer Auftragsdatenverarbeitung zuganglich macht, solche
WerbemaBnahmen durchzufiihren. Dabei ist die eingeschaltete Firma zu verpflich-
ten, sowohl die vom Verein tiberlassenen, als auch die bei der Werbeaktion erhobe-
nen Daten nicht fiir eigene Zwecke - inshesondere fiir Werbeaktionen fiir Dritte -
zu nutzen und samtliche Daten nach Abschluss der Aktion vollstdandig an den Verein
abzuliefern.



Zur Dateniibermittlung gehort jede Art von Verdffentlichung personenbezogener
Angaben, z.B. in einer Tageszeitung oder im Internet. Nach Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO
konnen die Daten von Mitgliedern weitergegeben werden, wenn dies zur Erreichung
des Vereinszwecks, inshesondere zur Verwaltung und Betreuung der Mitglieder erfor-
derlich ist.

8.1 Dateniibermittlung an Vereinsmitglieder

Bei den Vereinsmitgliedern untereinander handelt es sich um Dritte. Vereinsmitglie-
der dirfen also nicht einfach auf die Daten der anderen Mitglieder Zugriff nehmen,
sei es, dass an sie Mitgliederlisten ausgegeben werden, sei es, dass die Personalien
aller Mitglieder im Vereinsheim oder an einer anderen Stelle ausgehdngt oder so in
das Internet eingestellt werden, dass die anderen Mitglieder die Daten unter Verwen-
dung eines Passworts abrufen kénnen. Vielmehr miissen die rechtlichen Vorausset-
zungen fiir die Zuldssigkeit einer Ubermittlung vorliegen.

Besteht der Vereinszweck darin, die personlichen oder geschéftlichen Kontakte zu
pflegen, ist die Herausgabe einer Mitgliederliste zur Erreichung des Vereinsziels nach
Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO grundsatzlich zuldssig. Dieser Vereinszweck muss sich
aus der Satzung ergeben. Dies kann insbesondere bei Selbsthilfe- und Ehemaligen-
vereinen der Fall sein. Welche Angaben dabei in die Mitgliederliste aufgenommen
werden diirfen, hangt vom jeweiligen Vereinszweck ab, wobei die Interessen und die
schutzwiirdigen Belange der Mitglieder angemessen zu beriicksichtigen sind. Der Ver-
ein muss dabei sicherstellen, dass die Mitglieder, die ihre schutzwiirdigen Interes-
sen durch die Herausgabe der Mitgliederliste beeintrachtigt sehen, die Méglichkeit
haben, der Aufnahme ihrer Daten in diese zu widersprechen. Die Daten in der Mit-
gliederliste sollten sich moglichst auf die zur Kontaktaufnahme notwendigen Anga-
ben beschranken. Bei der Herausgabe der Mitgliederliste ist darauf hinzuweisen, dass
diese nur fiir Vereinszwecke verwendet werden darf und eine Verwendung fiir andere
Zwecke (insbesondere fiir kommerzielle Zwecke) sowie die Uberlassung der Liste an
auBenstehende Dritte nicht zuldssig ist. Ein solcher Hinweis soll verhindern, dass bei-
spielsweise Vereinsmitglieder oder aullenstehende Dritte die Liste fiir ihre berufli-
chen oder politischen Zwecke nutzen.

Dient die Dateniibermittlung an andere Vereinsmitglieder nicht der Forderung des



Vereinszwecks, kdnnen personenbezogene Daten der Vereinsmitglieder durch den
Verein an andere Vereinsmitglieder nur mit einer Einwilligung Gbermittelt werden.
Es darf nicht verkannt werden, dass Vereinsmitglieder sich grundsatzlich darauf ver-
lassen diirfen, dass der Verein ihre Daten ausschliellich fiir die Férderung der Ver-
einszwecke und zu Verwaltung und Betreuung der Mitglieder nutzt. Dieser Zweck ist
im Informationshlatt und im Verarbeitungsverzeichnis benannt. Daran ist der Verein
gebunden. (Art. 5 Abs. 1 lit. b DS-GVO -Zweckbindung-).

8.2 Bekanntgabe zur Wahrnehmung satzungsmaRiger
Mitgliederrechte

Regelungen in Vereinssatzungen sehen vielfach vor, dass beispielsweise Antrdge auf
Einberufung einer aulRerordentlichen Mitgliederversammlung oder auf Erganzung der
Tagesordnung der Mitgliederversammlung davon abhdngig gemacht werden, dass
eine bestimmte Mindestzahl von Mitgliedern die Einberufung bzw. Ergédnzung ver-
langt. Wenn der Verein nicht generell eine Mitgliederliste oder ein Mitgliederver-
zeichnis herausgibt, kann es erforderlich sein, dass er Mitgliedern beispielsweise
durch Einsicht in diese Unterlagen oder durch Uberlassung einer Adressliste ermég-
licht, eine ausreichende Anzahl anderer Mitglieder fiir die Unterstiitzung eines sol-
chen Antrags zu erreichen.

Die Bekanntgabe von Mitgliederdaten fiir diesen Zweck ist wegen der Pflicht des
Vereins, die Ausiibung satzungsmaRiger Rechte zu ermdglichen, regelmaRig im Ver-
einsinteresse erforderlich, ohne dass Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person iiberwiegen (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO). Um
Missbrauchen entgegenzuwirken, empfiehlt es sich, von den Mitgliedern, denen die
Adressen bekannt gegeben werden, eine Zusicherung zu verlangen, dass die Adres-
sen nicht fiir andere Zwecke verwendet werden. Bei Vereinen, bei denen ein Interesse
der Mitglieder besteht, dass ihre Daten vertraulich behandelt werden oder bei denen
die Zugehdrigkeit zum Verein ein besonders sensitives Datum darstellt (z.B. Parteien,
Gewerkschaften, Selbsthilfegruppen), konnen jedoch Interessen oder Grundrechte
und Grundfreiheiten der betroffenen Person dem Interesse einer Bekanntgabe
ihres Namens und ihrer Anschrift Giberwiegen. In solchen Féllen sollte der Verein eine
Regelung in der Satzung treffen oder die Mitglieder ausreichend informieren, ohne
ihre Daten bekannt zu geben. Dies kann etwa dadurch geschehen, dass in einer Ver-
einspublikation auf den beabsichtigten Antrag, die Griinde und den Antragsteller hin-
gewiesen und auf diese Weise interessierten Mitgliedern die Méglichkeit der Kontakt-
aufnahme zur Unterstiitzung eroffnet wird.



8.3 Mitteilungen in Aushdngen und
Vereinspublikationen

In vielen Vereinen ist es {iblich, personenbezogene Informationen an einem ,,Schwar-
zen Brett” oder in Vereinsblattern bekannt zu geben. Obwohl sich das ,Schwarze
Brett® meist auf dem Vereinsgeldnde befindet und das ,Vereinsnachrichtenblatt® in
erster Linie fiir Vereinsmitglieder bestimmt ist, handelt es sich hier um die Ubermitt-
lung dieser Angaben an einen nicht Giberschaubaren Kreis von Adressaten, die davon
Kenntnis nehmen kénnen, weil nie ausgeschlossen werden kann, dass auch Fremde
die Anschlagtafeln auf dem Vereinsgelande oder das Mitteilungsblatt lesen. Perso-
nenbezogene Daten dirfen dabei nach Art. 6 Abs. 1 lit.b) und lit. f) DS-GVO nur offen-
bart werden, wenn es fiir die Erreichung des Vereinszwecks unbedingt erforderlich
ist — was etwa bei Mannschaftsaufstellungen oder Spielergebnissen angenommen
werden kann - oder wenn der Verein oder die Personen, die davon Kenntnis nehmen
konnen, ein berechtigtes Interesse an der Veroffentlichung haben und Interessen
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person nicht iberwiegen.
Letzteres ist stets bei Mitteilungen mit ehrenriihrigem Inhalt der Fall, etwa bei Haus-
verboten, Vereinsstrafen und Spielersperren.

Insbesondere die Veroffentlichung von Sportgerichtsurteilen in vollem Wortlaut
wiirde die Betroffenen unndétig an den Pranger stellen und damit deren schutzwiirdige
Belange beeintrachtigen. In diesen Fallen geniigt es namlich, wenn der Betroffene
und die Funktionstrager des Vereins oder die von ihm Beauftragten (z.B. Schiedsrich-
ter) davon wissen. Doch miissen letztere dabei nicht iiber die Hohe der verhdngten
GeldbuBe, die Art des VerstoBes, iiber die Verfahrenskosten sowie tiber die Urteils-
begriindung im Einzelnen unterrichtet werden. Soll das Urteil zur Warnung anderer
Sportler oder sonstiger Mitglieder eines Vereins verdffentlicht werden, gentigt hierfir
eine Veroffentlichung in anonymisierter Form.

Personliche Nachrichten mit einem Bezug zum Verein wie Eintritte, Austritte, Spen-
den (ohne Angabe der Hohe), Geburtstage und Jubilden kénnen veroffentlicht wer-
den, wenn dem Verein keine schutzwiirdigen Belange des Betroffenen bekannt sind,
die dem entgegenstehen. Es empfiehlt sich, beim Eintritt in den Verein darauf auf-
merksam zu machen, welche Ereignisse iiblicherweise am ,Schwarzen Brett® oder
im Vereinsblatt verdffentlicht werden und darum zu bitten, mitzuteilen, wenn dies
nicht gewiinscht wird. Informationen aus dem personlichen Lebensbereich eines
Vereinsmitglieds (z.B. EheschlieBungen, Geburt von Kindern, Abschluss von Schul-
und Berufsausbildungen) diirfen nur veroffentlicht werden, wenn das Mitglieder aus-
driicklich seine Einwilligung erklart hat. Vergleichbares gilt fiir die Bekanntgabe der
Hohe der Spende eines Vereinsmitgliedes. Spender und Sponsoren aullerhalb des
Vereins dirfen nur mit ihrem Einverstandnis 6ffentlich bekannt gegeben werden, da
ihr Interesse an vertraulicher Behandlung grundsatzlich tiberwiegt.



Die ,dienstlichen” Erreichbarkeitsdaten von Funktionstragern des Vereins, insbe-
sondere der Vorstande, konnen in der Regel in der genannten Form bekannt gegeben
werden. Dagegen diirfen Mitgliederlisten fiir gewdhnlich nur am ,,Schwarzen Brett"
ausgehdngt oder im Vereinsblatt verdffentlicht werden, wenn die Betroffenen inso-
weit eingewilligt haben.

8.4 Dateniibermittlung an Dachverbande
und andere Vereine

Dachverbadnde, bei denen ein Verein Mitglied ist, sind im Verhaltnis zu seinen Mit-
gliedern datenschutzrechtlich Dritte. Personenbezogene Daten der eigenen Mitglie-
der diirfen an andere Vereine im Rahmen der Erforderlichkeit nur Gibermittelt werden,
soweit diese dort bendtigt werden, um die Vereinsziele des ibermittelnden Vereins
oder um die Ziele des anderen Vereins zu verwirklichen, etwa bei der liberregiona-
len Organisation eines Turniers, und sofern keine Interessen oder Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person iiberwiegen (Art. 6 Abs. 1 lit. b) und lit f)
DS-GVO).

Ist ein Verein verpflichtet, die Daten seiner Mitglieder regelmafBig einer Dachorgani-
sation - beispielsweise einem Bundes- oder Landesverband - zu ibermitteln (etwa
in Form von Mitgliederlisten), sollte dies in der Vereinssatzung geregelt werden.
Dadurch wird klargestellt, dass die Ubermittlung im Vereinsinteresse erforderlich ist
und keine Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der Vereinsmitglieder
tiberwiegen (Art. 6 Abs. 1lit. f) DS-GVO) und die Daten auch zu diesem Zweck erhoben
werden. Fehlt eine Satzungsregelung, sollten die Mitglieder (Neumitglieder moglichst
bereits im Aufnahmeverfahren) iiber die Ubermittlung ihrer Daten an die Dachorga-
nisation und den Ubermittlungszweck informiert und ihnen Gelegenheit zu Einwen-
dungen gegeben werden. Der Verein ist dariiber hinaus verpflichtet, dafiir Sorge zu
tragen, dass die von ihm weitergegebenen Mitgliederdaten vom Dritten nicht zwe-
ckentfremdet genutzt werden (etwa durch Verkauf der Mitgliederadressen fiir Wer-
bezwecke) oder dies allenfalls mit Einverstandnis des Vereins und Einwilligung der
betroffenen Mitglieder geschieht.

Sollen Mitgliederlisten oder im Einzelfall sonstige Mitgliederdaten auf freiwilliger
Basis ohne vertragliche oder sonstige Verpflichtung an Dachverbande oder andere
Vereine weitergegeben werden, ist dies nur unter den oben genannten Vorausset-
zungen zuldssig. Soweit die Weitergabe im berechtigten Interesse des Vereins oder
des Empfangers erfolgen soll, empfiehlt es sich in Zweifelsfallen, die Mitglieder vor
der beabsichtigten Dateniibermittlung zu informieren und ihnen die Moglichkeit zu
geben, Einwendungen gegen die Weitergabe ihrer Daten geltend zu machen.

Bietet der Dachverband eine Versicherung fiir die Mitglieder eines Vereins an, die
z.B. in erster Linie dem Verein dient, um sich gegen Haftungsanspriiche seiner Mit-



glieder zu schiitzen, wenn diese beim Sport oder bei vergleichbar gefahrgeneigten
Tatigkeiten verungliicken, hat der Verein zwar ein berechtigtes Interesse, die fiir die
Begriindung des Versicherungsverhdltnisses erforderlichen Daten seiner Mitglieder
dem Dachverband zuzuleiten., es ist jedoch damit zu rechnen, dass schutzwiirdige
Interessen der Mitglieder darauf iberwiegen, dass eine Weitergabe unterbleibt. Hier
ist — gerade mit Blick auf oft ,offensive” Versicherungsmarketing-Praktiken - Sensi-
bilitat geboten. Im Zweifel sollten Vereinsmitglieder vom Verein {iber die Moglichkeit
(und die Vorteile) des Abschlusses bei gerade dieser Versicherung informiert werden.
Sie kdnnen dann selbst entscheiden, ob sie sich dort (oder anderswo) versichern las-
sen (s. auch Nr. 8.5).

Will aber der Dachverband erreichen, dass sich die Vereinsmitglieder in eigenem
Interesse bei ihm oder bei einer von ihm vermittelten Versicherung versichern kon-
nen, darf der Verein deren Daten nur mit ihrer Einwilligung an den Dachverband tber-
mitteln.

Andererseits ist es zuldssig, dass ein Verein, der eine bestimmte Anzahl Delegierter
zur Delegiertenversammlung des Dachverbandes entsenden darf, dem Dachverband
eine Namensliste seiner Mitglieder ibermittelt, soweit dies erforderlich ist, um fest-
stellen zu kénnen, ob die entsandten Delegierten auch Mitglieder eines Vereins sind,
der Delegierte entsenden darf. Es muss stets durch entsprechende Vereinbarungen
mit dem Dachverband sichergestellt sein, dass die ihm zuganglich gemachten Daten
dort fiir keinen anderen Zweck genutzt werden, also nicht etwa fiir WerbemaBnahmen
des Dachverbandes oder gar Dritter.

8.5 Dateniibermittlung an Sponsoren und Firmen zu
Werbezwecken (inshesondere Versicherungen)

Nicht selten verlangen Sponsoren als Gegenleistung fiir ihre Unterstiitzung die
Bekanntgabe von Mitgliederdaten, die dann zu Werbezwecken eingesetzt werden.
Aber auch fiir manche Wirtschaftsunternehmen sind die Daten von Vereinsmitglie-
dern fiir Werbezwecke interessant. Die Bekanntgabe von Mitgliederdaten fiir Wer-
bezwecke ist aber in der Regel vom Vereinszweck nicht gedeckt. Sofern also die
Bekanntgabe von Mitgliederdaten an Sponsoren und Wirtschaftsunternehmen fir
Werbezwecke weder in der Satzung noch durch Mitgliederbeschluss festgelegt ist,
sollten die Vereine bei der Ubermittlung von Mitgliederdaten an Sponsoren und Wirt-
schaftsunternehmen zu Werbezwecken grundsatzlich eine Einwilligung einholen.

Der Verein darf personenbezogene Daten der Mitglieder fiir Werbezwecke daher nur
ibermitteln, wenn diese entweder darin eingewilligt haben oder die Daten schon
von Anfang an auch zu Werbezwecken erhoben worden sind (Infoblatt!), der Verein
oder ein Dritter berechtigte Interessen an der Nutzung zu Werbezwecken hat und
keine Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der Mitglieder tiberwiegen.



Entscheidend sind auch hier die verniinftigen Erwartungen der betroffenen Person.
Informiert der Verein transparent und umfassend tiber eine entsprechende werbliche
Nutzung, geht die Erwartung der betroffenen Person in aller Regel auch dahin, dass
ihre Daten entsprechend genutzt werden.

Zu beachten ist auch hier, dass das Mitglied ein jederzeitiges Widerspruchsrecht
hat, auf das der Verein ausdriicklich hinweisen muss. Dies kann beispielsweise
dadurch geschehen, dass in den Aufnahmeantrag oder in die Satzung ein entspre-
chender Hinweis aufgenommen wird. Es ist dariiber hinaus empfehlenswert, im Rah-
men der Jahreshauptversammlung nochmals auf das Widerspruchsrecht hinzuwei-
sen. Erfolgt ein solcher Widerspruch, hat dies zur Folge, dass die personenbezogenen
Daten fiir Werbezwecke nicht mehr verwendet werden diirfen (Art. 21 Abs. 3 DS-GVO).
Die Namen der Vereinsmitglieder, die der Ubermittlung ihrer Daten fiir Werbezwecke
widersprochen haben, sind in eine separate sogenannte Sperrdatei aufzunehmen. Vor
jeder Ubermittlung der Mitgliederdaten an Sponsoren und Wirtschaftsunternehmen
zu Werbezwecken ist dann ein Abgleich mit der Sperrdatei durchzufiihren.

Bei der Weitergabe der Mitgliederdaten muss auch der Umstand beriicksichtigt wer-
den, dass der Datenempfdnger diese Daten wiederum fiir Werbezwecke anderer
Unternehmen weitergeben oder nutzen kann. Deshalb sollte die Verwendung der wei-
tergegebenen Daten unbedingt auf den konkreten Werbezweck des Datenempfangers
beschrankt und eine Nutzung oder Ubermittlung der Daten fiir fremde Werbezwe-
cke vertraglich ausgeschlossen werden. Daten von Mitgliedern, bei denen ein entge-
genstehendes Interesse erkennbar ist, diirfen auf keinen Fall weitergegeben werden.
In der Praxis ergeben sich bei Vereinen hdufig Probleme mit der Weitergabe von Mit-
gliederdaten an Versicherungsunternehmen oder Versicherungsvertreter im Rah-
men von Gruppenversicherungsvertragen. Dabei handelt es sich um Rahmenver-
trage zwischen Vereinen und Versicherungsunternehmen, die den Vereinsmitgliedern
unter bestimmten Voraussetzungen den Abschluss von Einzelversicherungsvertragen
zu gilinstigeren als den {iblichen Konditionen erméglichen.

Die Datenschutzaufsichtsbehdrden vertreten hierzu inzwischen die Auffassung, dass
ein Verein im Rahmen eines Gruppenversicherungsvertrags dem Versicherungsunter-
nehmen bzw. dem Versicherungsvertreter die Daten seiner Mitglieder nur Gibermitteln
darf, wenn das betreffende Mitglied eine ausdriickliche und informierte schriftliche
Einwilligung erteilt hat. Dies gilt fir Neu- und fiir Altmitglieder, die bei Abschluss
des Gruppenversicherungsvertrags bereits Vereinsmitglieder waren, gleichermafen.
Die Einwilligungserklarung sollte zweckmaRigerweise bereits in der Beitrittserkla-
rung oder im Aufnahmeantrag vorgesehen werden, wobei das Mitglied dariiber auf-
zuklaren ist, welche Daten an welches Unternehmen weitergegeben werden sollen.
Einzelne Versicherungen haben fiir Vereine eine ,Stellungnahme zur Zuldssigkeit von
Dateniibermittlungen® oder ahnlich betiteltes Papier erarbeitet, in dem geringere
Anforderungen an den Datenschutz genannt werden. Vereine sollten sich hiervon nicht
irritieren lassen und der Rechtsauffassung der Datenschutzaufsichtsbehérden folgen.
Dies empfiehlt sich auch im Hinblick auf die kiinftig im Raum stehenden BuBgelder.



Besondere Kategorien personenbezogener Daten (Gesundheitsdaten) diirfen zu Wer-
bezwecken grundsatzlich nur mit einer ausdriicklichen Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2
lit. a DS-GVO verarbeitet werden. Die Verarbeitung dieser Daten auf Grundlage eines
berechtigten Interesses nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO ist STETS unzuldssig (Art. 9
Abs. 1 DS-GVO0).

8.6 Veroffentlichungen im Internet

Das Internet bietet fiir Vereine und Verbdnde groBe Chancen zur Selbstdarstel-
lung, birgt aber auch Risiken fiir die betroffenen Vereinsmitglieder. Die Veroffentli-
chung von personenbezogenen Daten im Internet ohne Passwortschutz stellt daten-
schutzrechtlich eine Ubermittlung dieser Daten an Jedermann dar. Sie ist nicht zuletzt
wegen der weltweiten Verbreitung der Informationen, weil dieses Medium nichts
mehr vergisst, wegen der elektronischen Recherchierbarkeit und weil die Moglichkeit
der Auswertung von Internetinformationen fiir Zwecke der Profilbildung und Wer-
bung besteht, grundsatzlich nicht unproblematisch. So besitzt die Information, dass
jemand z.B. eine bestimmte Sportart ausiibt, einer bestimmten Altersgruppe zuzu-
rechnen ist oder ein unfalltrdchtiges Hobby hat, u.U. auch fiir andere Stellen Rele-
vanz (Arbeitgeber, Werbeindustrie). Auch kénnen diese Daten in Staaten abgerufen
werden, die keine der DS-GVO vergleichbare Schutzbestimmungen kennen. Ferner ist
die Authentizitat der Daten nicht garantiert, da diese einfach verfalscht werden kon-
nen. Deswegen ist die Verdffentlichung personenbezogener Daten durch einen Ver-
ein im Internet grundsatzlich unzuldssig, wenn sich der Betroffene nicht ausdriick-
lich damit einverstanden erklart hat.

Allerdings gibt es auch hier Ausnahmen. So diirfen die Funktionstrager eines Vereins
auch ohne ausdriickliche Einwilligung mit ihrer ,dienstlichen® Erreichbarkeit in das
Internet auf der Homepage des Vereins eingestellt werden. Die private Adresse des
Funktionstrdgers darf allerdings nur mit seinem Einverstandnis verdffentlicht werden.
Informationen tiber Vereinsmitglieder (z.B. Spielergebnisse und personliche Leis-
tungen, Mannschaftsaufstellungen, Ranglisten, Torschiitzen usw.) oder Dritte (z.B.
Spielergebnisse externer Teilnehmer an einem Wettkampf) kénnen ausnahmsweise
auch ohne Einwilligung kurzzeitig ins Internet eingestellt werden, wenn die Betroffe-
nen dariiber informiert sind und keine schutzwiirdigen Interessen oder Grundrechte
und Grundfreiheiten der Verdffentlichung im Einzelfall Giberwiegen. Rechtsgrundlage
hierfiir ist Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO. Die zuldssige Dauer der Veroffentlichung hangt
von der Bedeutung des Ereignisses, auf das sich die Verdffentlichung bezieht, und
dem daraus abzuleitenden Informationsinteresse der Offentlichkeit ab.

Die von einem Verein oder Verband ausgerichteten Veranstaltungen (z. B. Spiele in
der Bezirksklasse) sind 6ffentlich. Die Namen und die Ergebnisse werden im Rahmen
solcher Veranstaltungen Gblicherweise 6ffentlich bekannt gegeben. Die in Ranglisten



enthaltenen Daten sind zwar nicht allgemein zuganglich, stammen jedoch aus allge-
mein zugdnglichen Quellen und stellen nur eine Zusammenfassung und Auswertung
dieser Daten dar.

Um den Eingriff in das Personlichkeitsrecht in Grenzen zu halten, diirfen bei derar-
tigen Veroffentlichungen jedoch allenfalls Nachname, Vorname, Vereinszugehorig-
keit und eventuell in begriindeten Ausnahmeféllen der Geburtsjahrgang aufgefiihrt
werden Bei einer Veroffentlichung eines Fotos, des vollen Geburtsdatums (Tag, Monat
und Jahr), der privaten Anschrift oder der Bankverbindung des Betroffenen tiberwie-
gen dessen Interessen; sie wadre daher nur mit ausdriicklicher Einwilligung des Betrof-
fenen zuldssig. Im Ubrigen muss - wie oben aufgefiihrt - sichergestellt sein, dass die
Daten nach angemessener Zeit geldscht werden.

8.7 Veroffentlichungen im Intranet

Wenn ein Verein seinen Mitgliedern und Funktionstragern Informationen tiber das
Internet in passwortgeschiitzten Bereichen (Intranet) zur Verfiigung stellt, kdnnen
iber die Vergabe von Benutzerkennungen und Passwortern individuelle Zugriffs-
berechtigungen eingerichtet werden. Dies hat den Vorteil, dass beliebige Dritte die
Daten nicht einsehen konnen, berechtigte Nutzer jedoch jederzeit tiber das Internet
auf diejenigen personenbezogenen Daten zugreifen kénnen, die sie zur Wahrneh-
mung ihrer Rechte und Pflichten als Mitglied oder Funktionstrdger des Vereins bend-
tigen.

8.8 Personenbezogene Auskiinfte an die Presse und
sonstige Massenmedien

Verdffentlichungen in Verbandszeitschriften und in sonstigen allgemein zugdnglichen
Publikationen diirfen genauso wie Pressemitteilungen und -auskiinfte nur in perso-
nenbezogener Form erfolgen, wenn es sich um ein Ereignis von 6ffentlichem Interesse
handelt. Dabei ist darauf zu achten, dass die schutzwiirdigen Belange der betroffenen
Vereinsmitglieder gewahrt werden. Ausschlaggebend ist, ob die Veranstaltung, ber
die berichtet werden soll, éffentlich ist oder war, was der Betroffene gegeniiber der
Presse selbst erklart hat und was die Presse ihrerseits in Erfahrung bringen konnte.
Personenbezogene Daten kdnnen dabei u.U. offenbart werden, wenn es um beson-
dere Leistungen eines Mitglieds geht oder wenn der Verein wegen des Ausschlus-
ses eines Mitglieds in der Offentlichkeit ins Gerede gekommen ist und eine Informa-
tion im Interesse des Vereins oder der Offentlichkeit erforderlich erscheint. Stets darf
der Verein dabei nur die unbedingt notwendigen personlichen Angaben offenbaren.



Auskiinfte zum privaten, nicht vereinsbezogenen Bereich eines Vereinsmitglieds soll-
ten ohne Einwilligung grundsatzlich nicht erfolgen. Hier iiberwiegt das schutzwiirdige
Interesse des Betroffenen stets das Informationsinteresse der Allgemeinheit.

8.9 Ubermittlung fiir Zwecke der Wahlwerbung

Die Ubermittlung von Mitgliederdaten an politische Parteien bzw. Gruppierungen
oder an Kandidaten bei Wahlen fiir Zwecke der Wahlwerbung ist ohne schriftliche Ein-
willigung der Betroffenen unzuldssig. Mitglieder des Vereinsvorstands, andere Perso-
nen, die im Verein eine Funktion haben, oder Vereinsmitglieder diirfen fiir Zwecke der
eigenen Wahlwerbung nicht auf personenbezogene Daten der Mitglieder des Vereins
zuriickgreifen. Diese Daten wurden fiir die Verfolgung des Vereinszwecks (der Ver-
einszwecke) erhoben und gespeichert. Eine Nutzung fir jede Art von Wahlwerbung
verletzt schutzwiirdige Belange der Mitglieder, ist eine Zweckdnderung und ist des-
wegen unzuldssig.

8.10 Ubermittlung von Mitgliederdaten an die
Gemeindeverwaltung

Verlangt eine Gemeindeverwaltung, die an einen Verein freiwillige finanzielle Leis-
tungen erbringt, deren Hohe von der Mitgliederzahl oder der Anzahl bestimmter Mit-
glieder (etwa der Anzahl der Jugendlichen, die in Mannschaften mitspielen) abhangt,
zu Kontrollzwecken die Vorlage von Listen mit den Namen der Betroffenen, ist der
Verein grundsatzlich berechtigt, diese Daten zu tibermitteln, weil es sowohl zur Wahr-
nehmung berechtigter eigener Interessen — ndmlich um in den Genuss der Vereinsfor-
derung durch die Gemeinde zu kommen - als auch zur Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen eines Dritten, der Gemeinde, erforderlich ist, soweit Interessen oder
Grundrechte der betroffenen Vereinsmitglieder einer Dateniibermittlung nach Art. 6
Abs. 1 lit. f) DS-GVO nicht Giberwiegen. Die Gemeinde darf diese Daten nur verwen-
den, um nachzupriifen, ob die ihr vom Verein iibermittelten Zahlen zutreffend sind
und muss die Daten danach umgehend l6schen.

Dieser Zweck muss aber von Anfang an transparent gemacht werden. Eine spéatere
Entscheidung, Bestandsdaten zu diesem Zweck zu verwenden, ist eine Zweckande-
rung. Hier sollte vorsorglich eine Einwilligung eingeholt und tiber den neuen Zweck
informiert werden. Datenlibermittlung an den Arbeitgeber eines Mitglieds und an die
Versicherung

Krankenversicherungen sind grundsatzlich berechtigt zu erfahren, gegen wen und
in welchem Umfang ihnen ein Regressanspruch wegen der Verletzung einer Person,



an die sie deswegen Leistungen erbracht haben, durch ein Vereinsmitglied zusteht.
Fiir die gesetzlichen Krankenversicherungen ergibt sich dies aus § 67a des Zehnten
Buchs des Sozialgesetzbuchs, fiir die privaten Krankenversicherer aus Art. 6 Abs. 1
lit. b) DS-GVO wegen des Versicherungsvertrags zwischen dem Geschadigten und sei-
ner Versicherung. Der Verein darf diese Anfragen grundsatzlich nach Art. 6 Abs. 1 lit
f) DS-GVO i.V.m. § 24 Abs. 1 Nr. 2 BDSG beantworten, wenn nicht die Interessen der
betroffenen Person an dem Ausschluss iberwiegen. Dabei wird es allerdings geni-
gen, der Versicherung nur den Namen des Schadigers mitzuteilen, damit sie sich an
diesen wenden kann. Sollte dies nicht ausreichen, kénnen auch weitere Angaben,
etwa tber den Spielverlauf, erfolgen. Weil der Verein auch hier die schutzwiirdigen
Belange des Betroffenen angemessen beriicksichtigen muss, ist dieser vor der Uber-
mittlung der Daten i.d.R. anzuhoren.



Das Recht auf Loschung richtet sich nach Art. 17 Abs. 1 DS-GVO. Danach sind perso-
nenbezogene Daten unverziiglich zu léschen, sofern sie fiir die Zwecke, fir die sie
erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind, die
betroffene Person ihre Einwilligung widerruft oder Widerspruch gegen die Verarbei-
tung einlegt, die personenbezogenen Daten unrechtmdBig verarbeitet wurden oder
wenn die Loschung zur Erfiillung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist.
Beziiglich des Zwecks muss der Verein daher festlegen, welche Arten von Daten bis zu
welchem Ereignis (z.B. Austritt aus dem Verein, Tod) oder fiir welche Dauer verarbeitet
werden. Mit Erreichen des festgelegten Zeitpunkts muss eine Einschrankung der Ver-
arbeitung erfolgen, sofern die betroffene Person sie zur Geltendmachung, Ausiibung
oder Verteidigung von Rechtsanspriichen bendtigt und eine Einschrankung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit ¢) DS-GVO; sog. Protokolldatei). Ansonsten sind sie mit Zwecker-
reichung zu l6schen. Die Lange der Einschrankung der Verarbeitung orientiert sich
grundsatzlich daran, wie lange mit Riickfragen des Betroffenen, mit Gerichtsverfah-
ren oder mit sonstigen Vorgangen zu rechnen ist, die die Kenntnis des Datums noch
erforderlich machen. Auch die Lange der Dokumentationsfristen sollte fiir jede Daten-
art vorgegeben werden. Eingeschrankte Daten diirfen ohne Einwilligung des Betrof-
fenen nur noch verarbeitet werden, wenn Rechtsanspriiche durch den Verantwortli-
chen geltend gemacht, ausgeiibt oder verteidigt werden, wenn Rechte einer anderen
natirlichen oder juristischen Person geschiitzt werden sollen oder wenn dies aus
Griinden eines wichtigen 6ffentlichen Interesses der Union oder des Mitgliedsstaates
geschieht (Art. 18 Abs. 2 DS-GVO).

Der Verein hat die Moglichkeit, ein Vereinsarchiv zu fiihren und dort auch Vorgange
mit personenbezogenen Daten, die fiir eine aktive Nutzung nicht mehr benétigt wer-
den, aufzubewahren. Dabei sollte jedoch sichergestellt sein, dass nur ein sehr klei-
ner zuverlassiger Personenkreis dazu Zugang hat. Die Nutzung des Archivguts in per-
sonenbezogener Form ist nur sehr eingeschrankt zuldssig. Die Einzelheiten sollten
ebenfalls geregelt werden. Wichtig ist auch, dass der Verein Unterlagen, die nicht
mehr bendtigt werden, so entsorgt, dass Dritte keine Kenntnis von den darin enthal-
tenen personenbezogenen Daten erlangen kénnen. Inshesondere diirfen Mitglieder-
und Spenderlisten nicht einfach in Millcontainer geworfen werden. Hierfiir gibt es
spezielle Datenschutztonnen, die insbesondere bei besonders schutzwiirdigen Daten
genutzt werden sollten (Gesundheitsdaten). Diese Tonnen werden von zertifizierten
Entsorgern geleert. Aber auch weniger schutzbediirftigen Daten sind zumindest zu
schreddern, bevor sie in normalen Papiercontainern entsorgt werden.

Beim Ausscheiden oder dem Wechsel von Funktionstrdagern ist sicherzustellen, dass



samtliche Mitgliederdaten entweder ordnungsgemald geloscht oder an den Nachfol-
ger oder einen anderen Funktionstrdager des Vereins libergeben werden und keine
Kopien und Dateien mit Mitgliederdaten beim bisherigen Funktionstrager verbleiben.
Auch hierzu sollte der Verein Regelungen treffen.
Die erforderlichen Regelungen zu Speicherfristen sowie zur Sperrung und Léschung
von Daten und ggfs. zur Nutzung von Archivgut kdnnen entweder in der Vereinssat-
zung oder auBerhalb der Satzung in einer Datenschutzordnung bzw. in einer geson-
derten Datenléschkonzeption getroffen werden.

zu diesem Thema finden Sie in Kurzpapier Nr. 11 der
Datenschutzkonferenz ,Recht auf Léschung / Recht auf Vergessenwerden®, abrufbar
unter www.datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/Publikationen/Kurzpapiere/Kurz-
papier_Nr_11.pdf




Die DS-GVO fordert geeignete technische und organisatorische Mallnahmen, um die
Risiken fiir die Rechte und Freiheiten natiirlicher Personen ausreichend zu mindern.
Das betrifft sowohl Maknahmen zur Gewéhrleistung der Rechte Betroffener (Kapitel
III DS-GVO), als auch MaBnahmen zur Gewahrleistung der Sicherheit der Verarbei-
tung (Art. 32 Abs. 1 DS-GVO0).

Herauszufinden, welche technischen und organisatorischen Mallnahmen tatsachlich
erforderlich sind, ist ohne eine entsprechende Systematik kaum méoglich. Die Kon-
ferenz der unabhdngigen Datenschutzbehdrden des Bundes und der Ldnder hat das
Standard-Datenschutzmodell (SDM) verabschiedet (www.datenschutz-mv.de/static/
DS/Dateien/Datenschutzmodell/SDM-Methode_V_1_1.pdf), dessen Methodik in ver-
einfachter Form auch fiir Vereine geeignet ist, um die rechtlichen Anforderungen der
DS-GVO in technische und organisatorische Malnahmen zu tiberfiihren.

Die Methodik des SDM systematisiert technische und organisatorische Mallnahmen
auf der Basis der Gewahrleistungsziele Datenminimierung, Verfligharkeit, Integritat,
Vertraulichkeit, Transparenz, Nichtverkettung (als technische Sicherung der Zweck-
bindung) und Intervenierbarkeit (als technische Gestaltung von Verfahren zur Aus-
ibung von Betroffenenrechten). Auf diese Weise unterstiitzt das SDM die Auswahl
geeigneter Mallnahmen.

10.1 Gewabhrleistungsziele

DER BEGRIFF ,,GEWAHRLEISTUNGSZIEL“
Das SDM verwendet fiir die Beschreibung von bestimmten aus dem Datenschutzrecht
resultierenden Anforderungen den Begriff ,Gewahrleistungsziel®. Diese Anforderun-
gen zielen auf Eigenschaften einer rechtskonformen Verarbeitung, die durch techni-
sche und organisatorische MaBnahmen ,gewdahrleistet“ werden miissen.
Die folgenden datenschutzrechtlichen Anforderungen, die sowohl ibergreifend in der
DS-GVO als auch in allen deutschen Datenschutzgesetzen enthalten sind und deren
Erfillung Voraussetzung fiir die RechtmaRigkeit einer personenbezogenen Datenver-
arbeitung bilden, werden vom Konzept der Gewahrleistungsziele erfasst:
die Zweckbindung einer Datenverarbeitung mit Personenbezug,
die Begrenzung der Datenverarbeitung auf das erforderliche MaR (Datenminimie-
rung),
die Berlicksichtigung der Betroffenenrechte, wonach bei einer Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten Abldufe (Prozesse) vorzusehen sind, um insbesondere



Betroffene informieren, die erforderlichen Auskiinfte erteilen und Daten berichti-
gen und l&schen zu kénnen,

die Transparenz von Verarbeitungstatigkeiten als Voraussetzung dafiir, dass die
rechtlich festgelegten Anforderungen an eine Verarbeitung nachvollziehbar sind,
und zwar sowohl fiir den Vereinsvorstand, als auch fiir die Beschaftigten des Ver-
eins und die Vereinsmitglieder sowie fiir die Aufsichtsbeh&rden tiberpriifbar sind,
die Sicherheit der Verarbeitung der vom Verein eingesetzten Datenverarbeitungs-
systeme in Bezug auf die Rechte und Freiheiten natiirlicher Personen (Art. 32
Abs. 1 DS-GVO).

MASSNAHMEN NACH GEWAHRLEISTUNGSZIELEN SYSTEMATISIERT
In diesem Abschnitt werden DatenschutzmaBnahmen aufgefiihrt, die in der Daten-
schutzprifpraxis vieler Datenschutzaufsichtsbehdrden seit vielen Jahren erprobt
sind. Diese MaBnahmen sind jeweils den Gewahrleistungszielen des SDM zugeordnet.
Einige MaRnahmen werden dabei bewusst mehrfach aufgefiihrt, weil sie der Umset-
zung mehrerer Gewahrleistungsziele dienen.
(1) Das Gewahrleistungsziel Datenminimierung (Art. 5 Abs. 1 lit. ¢ DS-GVO) hat zum
Ziel, die Verarbeitung hinsichtlich der verarbeiteten Informationen und der Zahl der
an der Verarbeitung beteiligten Personen zu minimieren.
Das Gewahrleistungsziel Datenminimierung kann erreicht werden, indem insbeson-
dere
nur die Daten erhoben werden, die tatsachlich erforderlich sind,
nur die Personen Zugriff zu vorhandenen Daten haben, die diese Daten fiir die
Erfillung ihrer Aufgaben im Verein wirklich benétigen,
nur Programme installiert und Funktionen freigeschaltet werden, die zur Erfiil-
lung der Aufgaben im Verein erforderlich sind,
klar geregelt wird, wer Zugang zu welchen Daten haben darf (Berechtigungskon-
zept),
nicht mehr erforderliche Daten zum frithestmdglichen Zeitpunkt (méglichst auto-
matisch) geléscht oder anonymisiert werden (siehe dazu auch Punkt 5 Erhebung
personenbezogener Daten)
(2) Das Gewahrleistungsziel Verfiigbarkeit (Art. 32 Abs. 1 lit. b und c und Art. 5 Abs. 1
lit. e DS-GVO) bezeichnet die Anforderung, dass personenbezogene Daten zur Verfi-
gung stehen miissen und ordnungsgemal fiir die vorgesehene Verarbeitung verwen-
det werden kénnen.
Typische MaBnahmen zur Gewahrleistung der Verfiigharkeit sind:
Anfertigung von Sicherheitskopien von Daten und Konfigurationen nach einem
definierten Zeitplan,
Schutz vor duReren Einfliissen (Schadsoftware, Sabotage, hohere Gewalt),
Redundanz von Hard- und Software sowie Infrastruktur (bspw. Ersatzserver,
Ersatzrouter)
Klarung von Reparaturstrategien und Ausweichprozessen bei defekter Technik,



Dokumentation der Installation von Hard- und Software, um bei Ausféllen oder
planmaRigem Austausch Ersatztechnik in Betrieb nehmen zu kénnen,
Vertretungsregelungen fiir abwesende Mitarbeitende.
(3) Das Gewahrleistungsziel Integritdt (Art. 32 Abs. 1 lit. b und Art. 5 Abs. 1 lit. f
DS-GVO) bezeichnet die Eigenschaft, dass die zu verarbeitenden Daten unversehrt,
vollstandig und aktuell bleiben.
Typische Malnahmen zur Gewdhrleistung der Integritdt bzw. zur Feststellung von
Integritatsverletzungen sind:
Festlegung bzw. Einschrénkung von Schreib- und Anderungsrechten an Daten und
Software,
dokumentierte Zuweisung von Berechtigungen und Rollen,
Einsatz von Priifsummen, elektronische Siegeln und Signaturen,
regelmalige Priifung der Aktualitdt von Daten,
stichprobenartige Kontrolle der ordnungsgemalien Funktionalitdt von Hard- und
Software,
(4) Das Gewahrleistungsziel Vertraulichkeit (Art. 5 Abs. 1 lit. f und Art. 32 Abs. 1 lit.
b DS-GVO) bezeichnet die Anforderung, dass keine unbefugte Person personenbezo-
gene Daten zur Kenntnis nehmen kann.
Typische MaBnahmen zur Gewahrleistung der Vertraulichkeit sind:
Festlegung eines Rechte- und Rollen-Konzeptes nach dem Erforderlichkeitsprin-
zip,
Implementierung eines hinreichend sicheren Authentisierungsverfahrens, bei-
spielsweise Passwortschutz oder kombinierte Verfahren aus Passwort und einem
Generator fiir Einmal-PINs oder Einmal-Passworter,
Eingrenzung des Zugriffs auf personenbezogene Daten auf solche Vereinsmitglie-
der, die jeweils zustandig, fachlich befahigt, zuverlassig und formal zugelassen
sind sowie keine Interessenskonflikte bei der Ausiibung aufweisen,
Festlegung und Kontrolle der Nutzung zugelassener Ressourcen und Kommunika-
tionskanidle,
Unterbringung der Informationstechnik in fiir die Verarbeitungstatigkeit ange-
messen ausgestatteten Gebduden und Raumen,
Festlegung und Kontrolle organisatorischer Ablaufe, interner Regelungen und ver-
traglicher Verpflichtungen (Verpflichtung auf Datengeheimnis, Verschwiegen-
heitsvereinbarungen etc.),
Verschliisselung von gespeicherten oder transferierten Daten,
Schutz vor duReren Einfliissen (Spionage, Hacking) bspw. durch Einsatz von
Firewalls.
(5) Das Gewahrleistungsziel Nichtverkettung (Art. 5 Abs. 1 lit. b und ¢ DS-GVO)
bezeichnet die Anforderung, dass personenbezogene Daten nur fiir festgelegte, ein-
deutige und legitime Zwecke erhoben und nicht unbefugt zusammengefiihrt, also
~verkettet“ werden diirfen. Es dient der technischen Umsetzung des o. g. Zweckbin-
dungsgrundsatzes.



Typische MaBnahmen zur Gewahrleistung der Nichtverkettung sind:
Einschrénkung von Verarbeitungs-, Nutzungs- und Ubermittlungsrechten,
SchlieBung/Sperrung von nicht benétigten Schnittstellen bei Verarbeitungsver-
fahren und Komponenten,
Trennung nach den im Verein ausgeiibten Aufgaben, bei gréReren Vereinen auch
nach Organisations-/Abteilungsgrenzen,
Trennung mittels Rollenkonzepten mit abgestuften Zugriffsrechten,
abschlieRende Weisungen gegeniiber Auftragsverarbeitern (siehe dazu auch Teil
II / Kapitel 6)
(6) Das Gewéhrleistungsziel Transparenz (Art. 5 Abs. 1 lit. a DS-GVO) bezeichnet die
Anforderung, dass in einem unterschiedlichen Malle sowohl Betroffene, als auch die
Betreiber von Systemen sowie zustandige Kontrollinstanzen erkennen kénnen, wel-
che Daten fiir welchen Zweck bei einer Verarbeitungstatigkeit erhoben und verarbei-
tet werden, welche Systeme und Prozesse dafiir genutzt werden, wohin die Daten zu
welchem Zweck flieRen und wer die rechtliche Verantwortung fiir die Daten und Sys-
teme besitzt.Typische MalBnahmen zur Gewdahrleistung der Transparenz sind:
Dokumentation von Verarbeitungstatigkeiten insbesondere mit den Bestandtei-
len Datenbestdnde, Datenfliisse, dafiir genutzte IT-Systeme, Beschreibungen von
Verarbeitungstatigkeiten, Zusammenspiel mit anderen Verarbeitungstatigkeiten
(siehe dazu auch TEIL I/Kapitel 1.5),
Dokumentation von Tests, der Freigabe und ggf. der Datenschutzfolgenabschat-
zung von neuen oder gednderten Verarbeitungstatigkeiten (siehe dazu auch TEIL
I1/Kapitel 10.2 und 10.3),
Dokumentation der Vertrdge mit den internen Mitarbeitenden, mit externen
Dienstleistern und mit Dritten, von denen Daten erhoben bzw. an die Daten Gber-
mittelt werden, Geschéftsverteilungsplane, Zustandigkeitsregelungen (siehe dazu
TEIL 1T /Kapitel 5 und 6
Dokumentation von Einwilligungen und Widerspriichen
Protokollierung von Zugriffen und Anderungen,
Dokumentation der Verarbeitungsprozesse mittels Protokollen und regelmaRige
Auswertung dieser Protokolle,
(7) Das Gewahrleistungsziel Intervenierbarkeit bezeichnet die Anforderung, dass den
Betroffenen die ihnen zustehenden Rechte auf Benachrichtigung, Auskunft, Berich-
tigung, Sperrung, Loschung und Datenportabilitat (Art. 16, 17, 18 und 20 DS-GVO)
jederzeit wirksam gewahrt und der fiir die Verarbeitung Verantwortliche (hier: der
Verein) verpflichtet ist, die entsprechenden MaBnahmen umzusetzen.
Typische MaBnahmen zur Gewahrleistung der Intervenierbarkeit sind:
detaillierte Information der von der Verarbeitung Betroffenen (siehe auch TEIL I/
Kapitel 1.3)
differenzierte Einwilligungs-, Riicknahme- sowie Widerspruchsméglichkeiten
(siehe auch TEIL I/Kapitel 3) ),
Benennung eines Ansprechpartners (ggf. eines Datenschutzbeauftragten - siehe



dazu TEIL I/Kapitel 1.4 sowie TEIL I1I/Kapitel 10.4) zur Erleichterung der Durch-
setzung von Betroffenenrechten,

Schaffung von Abldufen und technischen Voraussetzungen, um alle zu einer Per-
son gespeicherten Daten berichtigen, sperren, l6schen und zur Auskunft zusam-
menstellen zu kénnen.

Dokumentation der Behebung von Stérungen an Systemen und von Anderungen
an Systemen und Ablaufen zur Verarbeitung personenbezogener Daten sowie an
den SchutzmaBnahmen der IT-Sicherheit und des Datenschutzes,
Deaktivierungsmaoglichkeit einzelner Funktionalitdten ohne Mitleidenschaft fiir
das Gesamtsystem,

Nachverfolgbarkeit der Verarbeitungsvorgédnge zur Gewdhrung der Betroffenen-
rechte

10.2 Benennung eines Datenschutzbeauftragten

Der Verein hat einen Datenschutzbeauftragen zu benennen, wenn dessen Kerntatig-
keit in der Durchfiihrung von Verarbeitungsvorgangen besteht, welche aufgrund ihrer
Art, ihres Umfangs oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmalige und systemati-
sche Uberwachung der betroffenen Person erforderlich macht (z.B. Videoiiberwa-
chung im Stadion) oder die Kerntatigkeit in der Verarbeitung besonderer Katego-
rien von Daten gemdl Art. 9 DS-GVO (z.B. Gesundheitsdaten in Selbsthilfegruppen)
oder von personenbezogenen Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen und
Straftaten gemal3 Art. 10 DS-GVO besteht (Art. 37 Abs. 1 lit. b) und lit ¢) DS-GVO). Die
Verarbeitung personenbezogener Daten als primdrer Geschaftszweck diirfte jedoch
bei Vereinen in der Regel nicht der Fall sein.

Dariiber hinaus ist ein Datenschutzbeauftragter zu benennen, wenn mindestens 10
Personen stdndig mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten
beschaftigt sind. Nimmt der Verein Verarbeitungen vor, die einer Datenschutzfolge-
abschdatzung gemafR Art. 35 DS-GVO (s.u. Nr. 7.2) unterliegen, so ist ebenfalls ein
Datenschutzbeauftragter zu benennen (§ 38 Abs. 1 BDSG-neu).

Der Datenschutzbeauftragte bendtigt Kenntnisse zum Datenschutz und ist verpflich-
tet, sich weiter zu bilden.

Zur Vermeidung einer Interessenkollision diirfen die Aufgaben des Datenschutzbe-
auftragten nicht vom Vereinsvorstand oder dem fiir die Datenverarbeitung des Ver-
eins Verantwortlichen wahrgenommen werden, da diese Personen sich nicht selbst
wirksam (iberwachen konnen. Der Datenschutzbeauftragte muss nicht Mitglied des
Vereins sein (Art. 37 Abs. 6 DS-GVO).

Die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten sind in Art. 39 DS-GVO geregelt. Insbe-
sondere obliegt dem Datenschutzbeauftragten die Pflicht, den Verein bzw. die dort
mit der Verarbeitung personenbezogener Daten Beschaftigten hinsichtlich ihrer



datenschutzrechtlichen Pflichten zu unterrichten und zu beraten. Zudem wirkt er
auf die Uberwachung und Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften hin. Er hat
insbesondere die ordnungsgemadBe Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme,
mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu tiberwachen.
Zu diesem Zweck ist er iber Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbe-
zogener Daten rechtzeitig zu unterrichten.
Der Verein hat die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten zu veréffentlichen
und die Daten der zustdndigen Aufsichtsbehorde mitzuteilen. Fiir die Veroffent-
lichung der Kontaktdaten ist es ausreichend, wenn die E-Mail-Adresse des Daten-
schutzbeauftragten auf der Vereinshomepage frei zugdnglich genannt wird.
Besteht keine Verpflichtung zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten, muss sich
der Vereinsvorstand selbst um die Einhaltung des Datenschutzes durch den Verein kiim-
mern. Er kann auch auf freiwilliger Basis einen Datenschutzbeauftragten bestellen.
finden Sie in Kurzpapier Nr. 12 der Datenschutzkon-
ferenz ,Datenschutzbeauftragte bei Verantwortlichen und Auftragsverarbeitern®,
abrufbar unter www.datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/DS-GVO/Kurzpapiere/
Kurzpapier_Nr_12.pdf

10.3 Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

Gemal’ Art. 30 DS-GVO hat jeder Verantwortliche ein Verzeichnis aller Verarbeitungs-
tatigkeiten zu fihren. Zwar besteht bei Verantwortlichen, bei denen weniger als 250
Mitglieder beschaftigt sind, zunachst eine Ausnahme von der Verzeichnisfiihrungs-
pflicht. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht, wenn die Verarbeitung ein Risiko fiir die
Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen birgt, wenn die Verarbeitung nicht
nur gelegentlich oder eine Verarbeitung sensibler Daten i.S. von Art. 9 oder Art. 10
DS-GVO erfolgt (Art. 30 Abs. 5 DS-GVO).

Da jedoch in jedem Verein die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht nur gele-
gentlich erfolgt, ist auch bei Vereinen mit weniger als 250 Mitarbeitern ein Verzeich-
nis von Verarbeitungstatigkeiten zu fiihren.

Das Verzeichnis muss zwingend folgende Angaben enthalten (Art. 30 Abs. 1 DS-GVO):
+ Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie ggf. seines Vertreters
Zwecke der Verarbeitung
Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien personen-
bezogener Daten
Kategorien von Empfangern, gegeniiber denen die personenbezogenen Daten
offengelegt worden sind bzw. noch offengelegt werden
Angaben tber Drittlandtransfer einschlielich Angabe des Drittlandes sowie



Dokumentierung geeigneter Garantien

wenn moglich Fristen fiir die Loschung der verschiedenen Datenkategorien

wenn moglich Beschreibung der technischen und organisatorischen Mallnahmen

gemal Art. 32 Abs. 1 DS-GVO
Das Verarbeitungsverzeichnis muss schriftlich oder in einem elektronischen Format
gefiihrt werden (Art. 30 Abs. 3 DS-GVO). Der Verantwortliche ist verpflichtet, der Auf-
sichtsbehdrde das Verzeichnis auf deren Anfrage zur Verfiigung zu stellen. Ein Ein-
sichtsrecht fur betroffene Personen oder ,Jedermann® besteht nach der DS-GVO nicht
mehr.

finden Sie in Kurzpapier Nr. 1 der Datenschutzkon-

ferenz ,Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten — Art. 30 DS-GVO®, unter www.
datenschutz-mv.de/static/DS/Dateien/Publikationen/Kurzpapiere/Kurzpapier_Nr_1.

pdf

10.4 Datenschutz-Folgeabschatzung

Der Verein hat nur dann eine Datenschutz-Folgeabschdtzung vorzunehmen, wenn die
Form der Verarbeitung aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstdnde und der Zwecke
ein hohes Risiko fiir die Rechte und Freiheiten fiir die betroffene Person zur Folge hat
(Art. 35 Abs. 1 DS-GVO0). Dies insbesondere dann der Fall, wenn eine umfangreiche
Verarbeitung besonderer Kategorie von Daten gemafB Art. 9 DS-GVO erfolgt oder
wenn im Wege der Verarbeitung auf Grundlage von personenbezogenen Daten syste-
matische und umfassende Bewertungen personlicher Aspekte vorgenommen wer-
den, die als Grundlage fiir Entscheidungen dienen, die Rechtswirkungen gegeniiber
natiirlichen Personen entfalten oder diese in dhnlich erheblicher Weise beeintrachti-
gen (Art. 35 Abs. 3 DS-GVO).
Eine Datenschutz-Folgeabschatzung hat eine Beschreibung der geplanten Verarbei-
tungsvorgange und ihrer Zwecke sowie méglicher berechtigter Interessen des Verant-
wortlichen, eine Beschreibung der Notwendigkeit der Abwicklung sowie ihrer Verhalt-
nismaligkeit, eine Bewertung der Risiken und eine Beschreibung des Mallnahmen
zur Risikoreduzierung zu enthalten (Art. 37 Abs. 7 DS-GVO). Eine Datenschutz-Folge-
abschdtzung dirfte aber bei Vereinen nur in seltenen Fallen notwendig sein.

finden Sie in Kurzpapier Nr. 5 der Datenschutzkonferenz
,Datenschutz-Folgenabschatzung nach Art. 35 DS-GVO* unter www.datenschutz-mv.
de/static/DS/Dateien/Publikationen/Kurzpapiere/Kurzpapier_Nr_5.pdf







	Anlage  1 Datenschutzrechtliche Bewertung der Vorlage „Mikrofonnutzung bei Redebeiträgen von Einwohnern“

